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Landratswahl am 23. April
Wieder alles wie immer?

Oder doch ein Neuanfang?
Es liegt an uns.

Ein Kommentar von
Michael Hauke

Der scheidende SPD-Landrat hat in 
seinem Geschäftsbericht vom 1. März 
einen ungeschminkten Fokus auf die 
tatsächlichen Probleme im Landkreis 
gelegt, die eng verwoben sind mit den 
Problemen des ganzen Landes. Sei-
tenweise schreibt er über die katast-
rophale Situation der massenhaften 
Zuwanderung. Dabei geht es einer-
seits um die Frage der Unterbringung, 
aber andererseits – und noch viel 
wichtiger – auch um die unerträgliche 
Situation, die insbesondere durch die 
unbegrenzte Zuwanderung „alleinrei-
sender Männer“ entsteht. Er schildert, 
wie die Mitarbeiter in der Verwaltung 
bedrängt, beschimpft und bedroht 
werden. Wie deren Autos demoliert 
werden und wie die einheimische Be-
völkerung durch das Verhalten einzel-
ner „Schutzsuchender“ in Angst und 
Schrecken versetzt wird.
Diese Probleme haben Landrat Lin-
demann und die in Potsdam und 
Berlin immer regierenden Parteien 
CDU, SPD, FDP und Grüne über Jah-
re aufgebaut. Jetzt hat der Bürger die 
Chance, wenigstens auf Kreisebene 
für eine Veränderung zu sorgen. Vom 
Landkreis Oder-Spree könnte ein Sig-
nal ausgehen, dass es so nicht weiter 
gehen kann. Es gibt bei dieser Land-
ratswahl ernstzunehmende Oppositi-
onskandidaten, die die herbeigesehnte 
Veränderung bewerkstelligen könn-
ten. 
Bei der traditionell geringen Wahlbe-
teiligung bei einer Landratswahl wird 
es auf die Mobilisierung ankommen. 
Gelingt es einem oder mehreren Op-
positionskandidaten, die Menschen 

in die Wahlkabine zu bringen? Dann 
könnten in der Stichwahl nicht wieder 
nur die Kandidaten der Altparteien 
stehen, sondern auch jemand, der die 
Aussicht auf frischen Wind und Ver-
änderung verkörpert.
Die Kandidaten von SPD und CDU, 
Frank Steffen und Sascha Gehm, se-
hen sich – natürlich – als Favoriten. 
Sie stehen für die Fortsetzung der Po-
litik, die dieses Land dorthin gebracht 
hat, wo es jetzt steht: 
• Parteienfilz bis in die untersten 
Ebenen
• massenhafte muslimische Einwan-
derung
• Wegsperren von Kindern und Seni-
oren während der Coronazeit
• Ausgrenzen von Millionen Men-
schen
• Impfpflicht im Gesundheitswesen
• Industrieinteressen vor Natur- und 
Trinkwasserschutz
• Und nicht zuletzt das Unterdrücken 
und Stigmatisieren aller Andersden-
kenden.
Es gibt viele Menschen, die mit all-
dem nicht einverstanden sind. Wenn 
sie wählen gehen, könnte es eine Ver-
änderung geben. Die Chance besteht. 
Jetzt!
Ein unendliches „Weiter so“ der un-
säglichen Politik der vergangenen Jah-
re kann beendet werden – wenn genug 
Menschen zur Wahl gehen. Verände-
rung beginnt immer ganz unten. Diese 
Chance besteht am 23. April.
Schauen wir uns die Ziele der einzel-
nen Kandidaten an, nutzen wir unser 
Wahlrecht. Reißen wir die Fenster auf 
und lassen frische Luft rein. Ermög-
lichen wir Veränderung! Es ist viel-
leicht die letzte Chance.

• überregionales Entgeld mit einem 
   Stundenlohn von 22,30 €
• 30 Tage Urlaub
• arbeiten in einem jungen, dynamischen    
   Team
• harmonisches und entspanntes Umfeld
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   Fort- und Weiterbildungen
• moderne Technik
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„Neugierige aufgepasst!“ hieß es 
vom 27. Februar bis 3. März 2023 am 
Campus Neu Zittau. Die eXplo-Wo-
che widmet sich ihrem Namen nach 
ganz dem Erkunden und Erforschen 
zum erweiterten Erkenntnisgewinn 
der Schülerinnen und Schüler. Hin-
tergrund dieser projektorientierten 
Woche ist es, einen Zeitraum für Leh-
rer und Schüler zu schaffen, in dem 
sie mit Freude gemeinsam an einem 
bestimmten Thema arbeiten können. 
Die Jugendlichen konnten aus einer 
Vielzahl an naturwissenschaftlichen, 
kreativen, sozialen, sportlichen, kul-
turellen und experimentellen Projek-
ten wählen.
Ob Astronomie, Schmetterlinge, 
Workshops auf der Museumsinsel, 
Theater, Inklusion, Bandprojekt, 
Lateinamerika, Aquarellmalen, 
Filmclub, Kickboxen oder Polnisch-

Crashkurs: Klassenübergreifend 
beschäftigen sich die Schüler inten-
siv mit einem speziellen Thema. Es 
wurde gekocht, gespielt, gesungen, 
gemalt, gerollt, gesprungen, geba-
cken, getanzt, nachgedacht und viel 
miteinander gesprochen. Am Ende 
der Woche stellte jede Gruppe ihre 
Ergebnisse und Erkenntnisse vor.
Für die Abschlussklassen gab es die 
Möglichkeit, sich noch einmal aus-
führlich auf die kommenden Mathe-
Prüfungen vorzubereiten. Auch der 
Geschichtsleistungskurs der Abitur-
klasse 12 hatte Zeit, verschiedene 
historische Lernorte zu besuchen, 
sich mit aktuellen Problemstellungen 
näher zu beschäftigen und Geschich-
te hautnah zu erleben.
Die Schülerinnen und Schüler nah-
men die ereignisreiche Woche voller 
spannender Projekte mit Engagement 
und Freude an. „Die eXplo-Woche 
bietet den Schülern eine schöne Mög-
lichkeit, sich tiefergehend in ein The-
ma einzuarbeiten, ihr Wissen praxis-
nah anzuwenden und sich selbst zu 
reflektieren,“ resümiert Biologie- und 
Chemielehrerin Dr. Ulrike Donat.

Über einen weiteren positiven Ef-
fekt dieser außergewöhnlichen Wo-
che freut sich besonders Sozialpä-
dagoge Leon Wagner: „Es war toll 
zu sehen, wie sich die Schülerinnen 
und Schüler klassenübergreifend 
kennenlernten. In den Projekten 
kamen Jugendliche verschiedenen 
Alters aus Oberschule und Gymna-
sium zusammen, profitierten von-
einander und es entstanden neue 
Freundschaften. Genau dieser Zu-

sammenhalt ist uns im Schulalltag 
wichtig.“
Die eXplo-Woche findet von nun 
an wieder jedes Jahr am Campus 
Neu Zittau statt. Aufgrund der  
Covid-Pandemie musste die belieb-
te Projektwoche drei Jahre pausie-
ren. Ein großes Dankeschön geht an 
alle Lehrkräfte für die Organisation 
der Projekte.

www.docemus.de

Eine Abenteuerwoche für Entdecker – die eXplo-Woche in Neu Zittau

Lehrerwerden.de

STUART VYSE, CAMPUS GRÜNHEIDE

        Schule heißt  
   für mich auch 
    Gemeinschaft. WERDEn 

sie TEIL 
unseres
Teams
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So, Ostern ist vorbei, die Osterfeu-
er sind heruntergebrannt, die bunten 
Hartgekochten sind verzehrt und die 
Ostersträuße gammeln in den Bio-
tonnen.
Die Feiertage sind vorüber, der All-
tag hat uns wieder. Ich hoff e, Sie hat-
ten alle ein paar schöne Tage mit Ih-
ren Lieben, haben gut gegessen und 
getrunken, haben die lauen Lüftchen 
beim Osterspaziergang genossen...
Apropos spazieren: Auch in diesem 
Jahr wurde wieder deutschlandweit 
zu Ostermärschen aufgerufen. In ca. 
100 Städten demonstrierten Men-
schen für den Frieden. Ja gut, das 
machen sie schon seit den 1970er 
Jahren – leider ohne wirklichen Er-
folg. Aber sie machen es trotzdem 
immer wieder, dafür gebührt ihnen 
Anerkennung. Auch wenn die pazi-
fi stischen und antimilitaristischen 
Parolen altbekannt sind, aktuell sind 
sie auf jeden Fall.
In Bezug auf die Ostermärsche wür-
de mich ja mal interessieren, ob da 
auch Wähler und Parteimitglieder 

Bomben für den Frieden
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
mitmarschiert sind. Wahrscheinlich 
eher nicht! 
Ihr neuer Slogan ist jetzt „Waff en ret-
ten Leben“ – auch wenn diese Paro-
le einen Widerspruch in sich selbst 
darstellt. Aber das ist der grünen Ba-
sis und ihren Führungskräften egal. 
Panzer statt Pazifi smus ist die neue 
Devise. Nachdem die ehemalige 
Friedenspartei zu einer Kriegspartei 
mutiert ist, passen sie jetzt auch nicht 
mehr wirklich zu einer Kundgebung 
unter der weißen Friedenstaube.
Eher könnte ich mir jetzt die grünen 
Banner mit der gelben Sonnenblu-
me bei einer strammen Militärpara-
de vorstellen. Ich glaube, dem grü-
nem Anton Hofreiter (MdB) würde 
so eine Art martialischer Machtde-
monstration gefallen.
Nachdem ihm nach der Wahl 2021 
ein Ministerposten verwehrt blieb, 
hoff t er wahrscheinlich darauf, dass 
in Deutschland bald wieder so ein 
richtiger Kriegsminister gebraucht 
wird. Er wäre dann bestimmt sofort 
bereit, sich eine streng militärische 
Kurzhaarfrisur verpassen zu lassen, 
die Hacken zusammenzuschlagen, 
zu salutieren – um dann „mit schwe-
ren Waff en Frieden zu schaff en“.
Obwohl die Gleichstellungsbeauf-
tragte der Bundesregierung ihm da 
einen Strich durch die Rechnung 
machen könnte. Im Zuge der Gleich-
berechtigung bei Frauen und Män-
nern in Führungspositionen, könnte 
der begehrte Posten auch an Marie-
Agnes Strack-Zimmermann von der 
FDP gehen.

Sie erscheint für die Aufgaben ei-
ner Kriegsministerin geradezu prä-
destiniert. Hart, zackig, unnachgie-
big und zielorientiert. Gegen diese 
kampfbereite Alters-Amazone hätte 
der Hofreiter Toni wohl keine Chan-
ce.
Laut eigener Aussage vom April 
2022 (abgeordnetenwatch.de), wurde 
er 1990 vom Bundeswehrarzt aus-
gemustert. Für die Bewerbung als 
Kriegsminister aber kein wirklicher 
Pluspunkt. Obwohl, wie wir ja mitt-
lerweile wissen, man muss in der Po-
litik nicht unbedingt Ahnung vom 
jeweiligen Ressort haben.
Und als Kriegsminister hat man na-
türlich seine Berater, die militärisch 
ausgebildet wären. Man bräuch-
te wahrscheinlich nur eine gehöri-
ge Portion an Skrupellosigkeit. Die-
se hilft dann gegen Gewissensbisse, 
wenn man erst Bomben für den Frie-
den und als nächstes dann die Söh-
ne des Landes auf das Schlachtfeld 
schickt.

Fall!,, 

Pflege zu Hause 
Häusliche Pflege 

Anni Falkl 

Tel. 03361 747880 
August-Bebel-Str. 23 1 15517 Fürstenwalde 

buero@pflegedienst-fuerstenwalde.de 
www.pflegedienst-fuerstenwalde.de 
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15. April, 17 Uhr, Beeskow, Kath. Pfarr-
kirche Heilig Geist, Kammermusik, 
Werke von Zoltán Kodály und Antonín 
Dvořák 
Ein Streichtrio aus zwei Violinen und 
Bratsche ist keineswegs der Rest eines 
Streichquartetts nach einem Skiunfall 
des Cellisten. Das 279. Konzert der Rei-
he "Musik für St. Marien" am 15. April in 
der Katholischen Kirche in Beeskow wird 
den Beweis antreten. Das Berliner "Trio 
Krauklis" aus Charlotte Sosa und Tomasz 
Kobel (Violinen) und Julia Pałęcka (Vio-
la) spielt Werke von Antonín Dvořák und 
Zoltán Kodály für diese selten zu hören-
de Besetzung. Dvořák verdiente viele Jah-
re in Prager Orchestern und Tanzkapellen 
als Bratschist seinen Lebensunterhalt, am 
ersten tschechischen Theater gab er die 
Bratschen-Soli und lernte aus dieser Per-
spektive das klassisch-romantische Re-
pertoire und die besten Dirigenten seiner 
Zeit kennen. Für einen Untermieter sei-
ner Schwiegermutter und für dessen Vi-
olinlehrer schrieb Dvořák 1887 zwei klei-
ne Zyklen von Triosätzen, in denen ihm 

selbst der Part der Viola zufiel. Kodálys 
"Serenade" von 1919/20 in schwärme-
risch-romantischem Ton lässt ebenso wie 
bei Dvořáks Kompositionen nie den Ge-
danken aufkommen, hier fehle ein echtes 
Bass-Instrument.
Der Eintritt ist frei, Spende erbeten.

...heißt es endlich wieder im Fürstenwal-
der Parkclub. Metalcore aus Frankfurt an 
der Oder teilt sich die Parkclubbühne mit 
Senpais aus Berlin.
Die Berliner Metalcombo macht seit 
Ende 2018 die Bühnen der Republik un-
sicher und hatte bereits das Glück, sich 
vor Bands wie „Words of Farewell“ und 
„Watch Out Stampede“ präsentieren zu 
dürfen.
Musikalisch bewegt man sich im Bereich 
Melodic Death/Thrash Metal mit Einflüs-
sen von Bands wie Sylosis, At the Gates, 
In Flames, Hatesphere, The Haunted, etc..

Metal över Parkclub 15.04.2023, Ein-
lass: 19.30 Uhr, Beginn: ca. 20.30 Uhr

Musik für St. Marien 
– CCLXXIX

Ihre Termine per e-mail:  
j.knaupp@hauke-verlag.de

Alle Termine basieren auf Informatio-
nen der jeweiligen Veranstalter bzw. 
aus öffentlichen Veranstaltungspro-
grammen. Für die Richtigkeit über-

nimmt der Verlag keine Gewähr.

Metal över Parkclub...

Seit Jahren schon leiden Direkt-
wahlen unter geringer Wahlbeteili-
gung. Bei der letzten Landratswahl 
in Oder-Spree im Jahr 2016 gingen 
so Wenige zur Stichwahl, dass der 
Kreistag den Landrat wählen muss-
te. Von damals rund 154.000 Wahl-
berechtigten gaben weniger als 20% 
ihre Stimme ab.

Die Landratskandidatin von BVB/
FREIE WÄHLER Melanie Sellin 
möchte das gern ändern und setzt in 
den letzten Wochen des Wahlkamp-
fes auf Unentschlossene, aber vor al-
lem auf Nichtwähler. 
"Ich bin seit Wochen im ganzen Kreis 
Oder-Spree unterwegs und habe un-
zählige Haustürgespräche geführt. 
Der Frust ist bei vielen hoch und 
manche möchten gar nicht mehr wäh-
len gehen, weil sie glauben, dass sich 
doch nichts ändert", beschreibt die 
42-jährige Kandidatin die Gefühlsla-
ge vieler Menschen in Oder-Spree. 
Doch diesem Eindruck muss man 
entgegentreten. Natürlich können 
Wahlen etwas verändern. 
Bei kommunalen Wahlen ist es in 
der Tat so, dass es sehr viele thema-
tische Überschneidungen gibt. Doch 
ganz entscheidend ist ja, wer an der 
Spitze der Verwaltung steht und die 
Projekte voranbringt. Ob Transpa-
renz und Klarheit oder Hinterzim-
merpolitik und Postengeschacher do-
miniert. Die Nichtwähler haben eine 
ganz entscheidende Macht, derer sie 
sich kaum bewusst sind und die sie 
deshalb nicht nutzen. 
In den letzten zwei Wochen des 
Wahlkampfes will Sellin Nichtwäh-

ler deshalb zur Wahl motivieren. Ihre 
Rechnung ist ganz einfach: Die größ-
te Gruppe sind eben nicht - wie man-
che glauben - die Wähler großer Par-
teien wie SPD oder CDU, sondern 
Nichtwähler. 
Wenn nur ein Drittel der Nichtwähler 
der letzten Landratswahl am 23. Ap-
ril Sellin wählen, würden einige der 
gehandelten Favoriten ziemlich über-
rascht aus der Wäsche gucken. 
Neben einer kleinen Infotour und ei-
nem Facebook und Instagram Live-
Event gibt es auch ein paar Specials 
die sich Sellin und ihr Team haben 
einfallen lassen. "Ich möchte allen 
Mitbürgern zurufen: Los jetzt! Wäh-
len gehen! Wir wollen zum Schluss 
nochmal ein bisschen aufrütteln und 
haben da etwas vorbereitet, das ich 
aber noch nicht verraten will", gibt 
sich Sellin geheimnisvoll. 
Spätestens in der Wahlwoche wird 
man von der geplanten Aktion hören. 
Weitere Infos und Terminwünsche 
an mail@melanie-sellin.de oder tele-
fonisch: 0163/2371034.
Die Termine für die Infotour sind: 
Erkner: 12.04.23, 19.00 Uhr, Paris-
Rom-Erkner Billard, Darts & Sky 
Sportsbar, Neu Zittauer Str. 15, 15537 
Erkner

Grünheide: 14.04.23, 19.00 Uhr im 
Speisesaal der Grundschule Gerhart-
Hauptmann-Grundschule Grünhei-
de (Mark), An der Löcknitz 2, 15537 
Grünheide (Mark)

Fürstenwalde: 16.04.23, 18.00 Uhr im 
Alten Rathaus, Am Markt 1, 15517 
Fürstenwalde

Los jetzt! Wählen gehen! 
Melanie Sellin setzt im Schlussspurt auf Nichtwähler

ANZEIGEANZEIGE
Landratswahl 2023

Selchow (Storkow): 17.04.23, 19.00 
Uhr im Feuerwehrgerätehaus Sel-
chow Görsdorfer Weg 1, 15859 Stor-
kow

Spreenhagen: 18.04.23, 19.00 Uhr, 
im Gasthaus Paesch, Hauptstraße 27, 
15528 Spreenhagen

Beeskow: 19.4.23, 19.00 Uhr, im 
Dorfgemeinschaftshaus in Schnee-
berg

Schöneiche: 20.04.23, 19.00 Uhr in 
der ehemaligen Schlosskirche, Dorf-
straße 38, 15566 Schöneiche

Facebook/Instagram, 21.4. ab 19 Uhr.

In den letzten Tagen vor der Wahl ist 
Melanie Sellin vor allem auch in ih-
rem Heimatort Schöneiche tagsüber 
unterwegs, um ins Gespräche mit 
Bürgern und Bürgerinnen zu kom-
men. 
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Herr von Aswegen, was hat Sie bewo-
gen, als Landrat zu kandidieren?
Ich bin gebeten worden zu kandidieren. 
Es gibt viele Menschen, die der Auf-
fassung sind, ich sei als Heilpraktiker, 
besonders jedoch als Geologe mit Be-
rufserfahrung in einer Kreisverwaltung 
und der freien Wirtschaft dazu geeig-
net. Meine Familie unterstützt mich 
bei diesem Schritt, ansonsten hätte ich 
mich eher auf unsere gemeinsame ruhi-
ge Rentenzeit eingelassen. 
Warum haben Sie sich nicht von einer 
Partei aufstellen lassen? 
Ich habe seit 1986 drei unterschiedliche 
Parteien und eine Wählergemeinschaft 
hinter mir und noch immer keinerlei In-
teresse, mich den Anweisungen der so-
genannten Häuptlinge, also Mandatsträ-
gern, Vorsitzenden oder Ministern usw. 
zu beugen. Vor allem dann nicht, wenn 
diese wissenschaftlichen Erkenntnissen 
oder dem gesunden Menschenverstand 
widersprechen. Ich wünsche mir, dass 
wir in Zukunft nur noch sachkundige 
Einwohner anstelle von Parteipolitikern 
wählen.
Was läuft Ihrer Meinung nach schief 
im Landkreis, was müsste verbessert 
werden?
Ich unterscheide Verwaltungsinternes, 
Transparenz und Umsetzung politischer 

M a ß n a h m e n . 
Nach einigen Ge-
sprächen in den 
Ver walt u ngen 
hat sich gezeigt, 
dass viele das 
Gefühl haben, in 
ihrer Arbeit nicht 
wer tgeschät z t 
zu werden. Eine 
gute, freundli-
che, aber auch 
klare Kommu-
nikation und 
Transparenz in-
nerhalb der Ver-
waltung kann 
dies auf sehr 
menschliche Art 
und Weise schnell verbessern. Hinsicht-
lich Umsetzung politischer Maßnahmen 
blieb zum Beispiel bei der sogenannten 
Corona-Pandemie ein vom Landkreis 
initiierter öffentlicher Diskurs mit Be-
fürwortern und Kritikern der Maßnah-
men leider aus. Selbst jetzt noch, wo 
in den Medien immer wieder über die 
zerstörerischen Corona-Maßnahmen 
und Impfschäden berichtet wird. Diese 
Berichte müssten doch einen Landrat 
förmlich dazu anspornen, die letzten 
drei Jahre im Hinblick auf die landkreis-

eigenen Maßnah-
men aufzuarbei-
ten. Das gleiche 
gilt für den aus 
meiner Sicht fast 
schon religiö-
sen Wahn eines 
m e n s c h e n g e -
machten Klima-
wandels. Keiner 
der Politiker der 
führenden Par-
teien traut sich, 
gegen diese voll-
kommen unwis-
senschaftlichen 
K l imamodel le 
aufzustehen. Sie 
sind eine Grund-

lage der Zerstörung der deutschen und 
europäischen Ökonomie. Der Landrat 
sollte zum Beispiel die Aufstellung in-
effizienter, umweltzerstörender Wind-
räder so lange unterbinden, bis im Rah-
men einer Anhörung mit Befürwortern 
und Kritikern alle Vor- und Nachteile 
offen diskutiert worden sind. Auch soll-
te er grundsätzlich im Landkreis immer 
mit Befürwortern und Kritikern unter-
schiedlicher Themen Tagungen orga-
nisieren, zum Beispiel zur Friedens-
politik, Flüchtlingspolitik, Tesla und 
Trinkwasserschutz, Elektroautos – oder 
zu der aus meiner Sicht naturgesetzwid-
rigen, frühkindlichen Sexualerziehung 
und dem unsere Sprache zerstörenden 
Gendern. Über alle regionalen und lo-
kalen Themen und auch über die Ver-
wendung unserer Steuergelder müssen 
die Bürger regelmäßig immer wieder 
öffentlich, außerhalb von Kreistagssit-
zungen, kurz und knackig informiert 
werden und zwar in einer für jeden ver-
ständlichen Art und Weise. Der jetzige 

Haushaltsplan umfasst 728 Seiten!
Welchen Einfluss kann ein Landrat 
auf die von Ihnen genannten bundes-
politischen Themen ausüben? 
Auf die Bundes- und Landesgesetzge-
bung hat er keinen direkten Einfluss, 
kann aber über den Städte- und Gemein-
debund informativ tätig sein. Allerdings 
hat er bei der Umsetzung von Weisun-
gen des Bundes, des Landes oder des 
Kreistages als Landesbeamter nach § 36 
des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) 
die Pflicht, Weisungen zu widerspre-
chen, wenn er sie als möglicherweise 
rechtswidrig ansieht. Rechtswidrig sind 
Weisungen immer dann, wenn Nachtei-
le der Bürger gegenüber Vorteilen einer 
Maßnahme überwiegen. Im Rahmen 
von Symposien kann er diese Themen 
von Fachleuten auf Herz und Nieren 
prüfen lassen, wobei in Fragerunden die 
Bürger beteiligt werden sollten. Derzeit 
würde ich das für die Friedenspolitik 
sehr empfehlen. Eine der mir gestellten 
Fragen ist, ob den Bürgern bekannt ist, 
dass in LOS eine Rüstungsfirma ansäs-
sig ist, die Munition und Waffen her-
stellt. Welche Auswirkung hätte das für 
uns bei einem militärischen Konflikt? 
Wie sehen Sie Ihre Chancen, Landrat 
zu werden?
Ich spekuliere nicht. Ich bitte nur alle 
Menschen, am 23. April zur Landrats-
wahl zu gehen und am besten auf Brief-
wahl zu verzichten. Gerade auch dann, 
wenn Sie kein Vertrauen mehr in die 
Parteipolitik haben sollten. Diese Wahl 
kann zu einem Dominostein werden, 
der eine Veränderung hervorbringt in 
Richtung einer demokratischen Politik 
der Sachkundigen anstelle von Partei-
politik. Nicht nur in Oder-Spree, auch in 
anderen Landkreisen, im Land und im 
Bund.

Landratskandidat Wilfried von Aswegen (parteilos):
„Weg von den Parteien – hin zu den Sachkundigen!“

ANZEIGEANZEIGE

Der erste diesjährige große "Antik- & 
Trödelmarkt am Fort Gorgast"  findet 
am Sonntag, dem 16. Oktober in der 
Zeit von 10 Uhr bis 16 Uhr statt. 
Der Platz vor der historischen preußi-
schen Festungsanlage Fort Gorgast wird 
abermals zum Eldorado für Sammler 
und Jäger von antiken Kostbarkeiten 
oder schönen und nützlichen alten Din-
gen. Interessierte können zudem das 
besterhaltene Außenfort der einstigen 

preußischen Festung Küstrin besichti-
gen. Das parkartige Gelände lädt zum 
Flanieren und Verweilen ein. Für das 
leibliche Wohl ist gesorgt, unter ande-
rem mit Bratwurst, Räucherfisch, Kaf-
fee und Kuchen oder einem gepflegten 
Bier vom Fass. Wer mitmachen möch-
te, als Händler oder Privat- bzw. Hob-
bytrödler, kann sich anmelden: Email: 
post@alte-foersterei-briescht.de oder 
Tel.: 033674 42713.

Großer Antik- & Trödelmarkt 
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Herr Löb, warum sollen die Men-
schen in Oder-Spree Sie wählen?
Thomas Löb: „Ich möchte mich um die 
Angelegenheiten kümmern, die im Le-
ben wirklich zählen. Wenn Sie einen 
Moment innehalten und überlegen 'Was 
ist wirklich wichtig in meinem Leben?', 
dann werden Sie vermutlich zu zwei 
Gedanken kommen. Erstens: Gesund-
heit, Frieden, Absicherung der materi-
ellen Grundbedürfnisse, Familie und 
Freundschaften. Und zweitens: All das 
kommt nicht von selbst. Wir müssen uns 
darum bemühen, auch wenn wir nicht 
alles in der Hand haben.“
Was bedeuten diese Gedanken für 
Ihre Arbeit als künftiger Landrat?
Thomas Löb: „Ich möchte alles dafür 

tun, dass die Menschen fröhlich und 
frei leben können. Wer Angst um seine 
Wohnung hat, kann das nicht. Wer kei-
ne Ärztin oder keinen Arzt findet, kann 
das nicht. Wer nicht weiß, wie er zu den 
Sprechzeiten aufs Amt kommen kann, 
weil wieder mal kein Bus fährt, kann 
das auch nicht. Zuerst muss das Le-
ben grundsätzlich klappen – und zwar 
auch dann, wenn ich einen Kinderwa-
gen schiebe oder mich zu den Senioren 
zähle. Wenn wir als Politik und Verwal-
tung wirklich ALLES dafür tun, dass 
alle Menschen in unserem Verantwor-
tungsbereich ein gutes Leben haben, 
dann sind diese Menschen auch frei, um 
sich zum Beispiel ehrenamtlich einzu-
bringen – sei es als Fußballtrainer oder 

Thomas Löb, ÖDP-Kandidat zur Landratswahl 

„Was zählt ist der Einzelne und die Gemeinschaft“

ANZEIGE

Vorleseoma in der Kindertagesstätte.“
Sollte das nicht immer so sein?
Thomas Löb: „Jede und jeder muss sei-
nen Teil zum Gelingen eines Zusam-
menlebens beitragen. Natürlich wird 
das nicht immer gelingen. Ich bin eine 
gesunde Mischung aus Realist und Ide-
alist. Und genau deshalb auch eine gute 
Wahl.“
Sie treten für eine Partei an, die sich 
Ökologisch-Demokratische Partei 
nennt. Was ist das besondere an die-
ser Partei?
Thomas Löb: „Die ÖDP nimmt keine 
Spenden von Firmen oder Verbänden an 
und sie lässt sich auch keine Parteitage 
sponsern. Das ist bei den meisten Par-
teien üblich und verhindert unabhängige 
Politik. Auch dürften ÖDP-Mandatsträ-
ger nicht zugleich Aufsichtsratsposten 
in Unternehmen bekleiden. Wir nehmen 
nur Spenden von Privatpersonen an und 
auch das nur bis zu einer Obergrenze.
Ein weiterer Punkt ist, dass wir sagen: 
'Es kann kein unbegrenztes Wachstum 
in einer begrenzten Welt geben'. Mahat-
ma Gandhi hat das so ausgedrückt: 'Die 
Welt hat genug für jedermanns Bedürf-
nisse, aber nicht für jedermanns Gier.!“
„Was möchten Sie anpacken, wenn Sie 
Landrat in Oder-Spree sind?“
Thomas Löb:“ Ich werden sehr schnell 
einen sozial-ökologischen Beirat einbe-
rufen. Ich möchte Menschen allen Al-
ters frühzeitig in meine Entscheidungen 
einbinden. Ich möchte ein bürgernaher 
Landrat sein, der das Wissen, die Erfah-
rungen und Sorgen der Menschen ernst 
nimmt und achtet.
Als Landkreis müssen wir für unsere 
Naturschätze kämpfen. Wir brauchen 
sauberes, bezahlbares Trinkwasser und 
saubere Atemluft, um gesund zu blei-
ben. Das heißt konkret, dass der Land-
kreis die Qualität des Wassers und die 
Mengen der Entnahme kontrollieren 
muss. Ein Unternehmen wie Tesla darf 
sich nicht selbst kontrollieren. Dieses 
Unternehmen hat sich schon viel zu oft 
über Regeln hinweggesetzt. Leider ha-
ben wir eine Landesregierung, in der die 
Grünen dauernd alle Augen zudrücken, 

wenn es um den Schutz unserer natür-
lichen Lebensgrundlagen geht. Da wird 
mir richtig übel. Als ÖDP werden wir 
auch nächstes Jahr antreten – auf Kom-
munal- und Landesebene.
Natürlich geht es mir auch um einen 
ökologischen Wandel, denn wir Men-
schen brauchen eine intakte Natur. 
„Öko“ kommt von „Oikos“ (=Haus) und 
heißt, dass wir alle in einem Haus le-
ben, in einem Boot, auf einer Erde, wie 
Sie wollen. Diese Grundlage(n) dürfen 
wir nicht weiter zerstören, indem wir 
z.B. hektarweise Wald plattmachen für 
ebenerdige Parkplätze. Schützenswert 
sind nicht nur an Acker, Wald und Was-
ser, sondern auch die Tiere, mit denen 
Menschen oft viel zu schlecht umgehen. 
Qualvolle Tierhaltungen oder -transpor-
te werde ich in Oder-Spree nicht länger 
dulden. Wir ÖDPler denken das Sozia-
le immer mit. Ganz wichtig ist mir, die 
soziale und medizinische Infrastruktur 
zu stärken. 
Gerade auf dem Land brauchen wir kur-
ze Wege, wenn wir Hilfe benötigen. 
Dort, wo die Landesregierung versagt, 
müssen wir nach Kräften einspringen 
und für unsere Menschen kämpfen.
Wir wollen eine regionale Kreislauf-
wirtschaft etablieren, die sich am Ge-
meinwohl aller orientiert und nicht an 
der Bereicherung von wenigen. So et-
was geht – das zeigen erste Erfolge des 
Konzepts der 'Gemeinwohlökonomie'.
Ganz viel wird sich zum Guten ent-
wickeln, wenn Politik nicht im Gehei-
men verhandelt wird, sondern tatsäch-
lich demokratisch und transparent. 
Auch deshalb ist die ÖDP eine Chance 
für Oder-Spree. Sie ist nicht Teil von al-
ten Kungelrunden, sondern eine neuen 
Kraft, die immer mehr Menschen auch 
eine Möglichkeit gibt, sich mit gutem 
Gewissen parteipolitisch zu engagieren. 
Dieses Interview kann nicht alle Fragen 
beantworten. Ich lade daher alle Interes-
sierten ein, mir ihre Fragen oder Anlie-
gen zu schreiben an thomas.loeb@oedp.
de.“

Herr Löb, vielen Dank für das 
Gespräch!

ANZEIGE
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Das Geschäftsjahr ihres 
200-jährigen Bestehens 
schließt die Sparkasse 
Oder-Spree trotz schwie-
riger Umfeldbedingungen 
mit zufriedenstellendem 
Ergebnis ab.
Die Corona-Themen wa-
ren nur ein nervtötender 
Aspekt insgesamt schwie-
riger Jahre. Die geopoli-
tischen Ereignisse direkt 
vor der eigenen Tür stell-
ten eine neue Dimension 
von Herausforderungen 
dar und sind im Kombi-
nation mit einer Energie-
krise, allgemeinen Infla-
tionstendenzen und wahr 
gewordenen Stresssze-
narien am Zins- und Ka-
pitalmarkt zu den größ-
ten Herausforderungen im 
200-jährigen Jubiläums-
jahr geworden.
Noch Mitte des Jahres gab 
es wenig Anlass, ein so so-
lides und robustes Zahlen-
werk erwarten zu können. Die Stich-
tagsbilanzsumme per 31.12.2022 
betrug 3.517 Mio. Euro. 
Die Kundeneinlagen stiegen auf 
2.988 Mio. Euro.
Immer noch unter dem Einfluss der 
Niedrigzinsphase entwickelten sich 
die „klassischen“ Spareinlagen wei-
ter rückläufig auf einen Wert von 
536,8 Mio. Euro. Die inflationsge-
triebene Geldentwertung setzte sich 
fort, auch wenn die Europäische Zen-
tralbank mit zum Teil sehr rasanten 
Zinssprüngen agierte.
„Mit dieser Zinswende konnten wir 
die Verwahrentgelte abschaffen und 
unseren Auszubildenden nun wie-
der erklären, wie Zinsen auf Ein-
lagen funktionieren.“, so der Vor-
stand. „Bei einer Inflation von rd. 8 
% sind die Zinsschritte der EZB je-
doch kaum als Heilsbringer zu be-
zeichnen. Insofern ist unser inzwi-
schen seit vielen Jahren beschrittene 
Weg der Vermögensoptimierung bei 
unseren vielen Kundinnen und Kun-
den im Bereich Wertpapiersparen der 
absolut richtige.“
Der Kundenbestand an Wertpapieren 
betrug zum Jahresende knapp 665 
Mio. Euro.
Weiter gestiegen ist der Bestand an 
Kundenkrediten. Zum Jahresende 
entfallen auf diese Bilanzposition 
1.487 Mio. Euro. Der Kreditbestand 
für Unternehmen und wirtschaftlich 
selbst-ständige Personen betrug zum 
Jahresende 707 Mio. Euro und stieg 
um rd. 2 %. Die Nachfrage nach Im-
mobilien ist weiterhin auf hohem Ni-
veau. Dafür spricht der Kreditbe-
stand für den privaten Wohnungsbau, 

der auf 590 Mio. Euro und damit um 
rd. 12,5 % stieg. Auch das Volumen 
für Immobilienvermittlungen klet-
terte auf fast 38 Mio. Euro (Vorjahr: 
21 Mio. Euro).
Die Trendumkehr der Negativzin-
sen im Einlagenbereich führt aber 
auch zu einer Erhöhung der Zinssät-
ze im Bereich der Baufinanzierung. 
Zusammen mit allgemein gestiege-
nen Kosten und den geopolitischen 
Rahmenbedingungen erschwert sich 
der „Wunsch nach den eigenen vier 
Wänden“. Erfreulicherweise führen 
die Rahmenbedingungen aufgrund 
gut geplanter Finanzierungen sowie 
der Veränderung von Tilgungssät-
zen nicht zum Verlust von Immobi-
lien. Konsumentenkredite wurden in 
Höhe von insgesamt 56,0 Mio. Euro 
vergeben.

Maßgeblich waren auch die weiteren 
Entwicklungen im Onlinesegment. 
Die Internetfiliale zählte rd. 6,5 Mio. 
Besucher. Um weitere 7 % steigerte 
sich die Zahl der Onlinebanking-Nut-
zer auf nunmehr gut 75.000. Auch 
die Zahl der Online-Überweisungen 
entwickelte sich um 37 % steil nach 
oben und liegt nun bei insgesamt 
2,32 Mio. (Vorjahr: 1,69 Mio.). Für 
die be-liebteste Banking-App – die 
Sparkassen-App – entwickelten sich 
die Nutzerzahlen ebenfalls deutlich 
positiv. Zum Jahresende verzeich-
nete die Sparkasse Oder-Spree ins-
gesamt 17 % mehr App-Anwender. 
Mit den rasanten Entwicklungen im 
Onlinebanking rüsten auch die On-
linebetrüger immer weiter auf. En-
keltrick, gefälschte WhatsApp- und 

SMS-Nachrichten, Phishing-An-
griffe zwingen auch die Sparkasse 
Oder-Spree zu immer umfangreiche-
ren und damit auch kostenintensiven 
Maßnahmen der Gefahrenabwehr.
„Wir sind – trotz aller Zuwächse im 
Onlinesegment – stolz darauf, 2022 
weiterhin das dichteste Geschäfts-
stellen- und Servicenetz in der Re-
gion zu haben. Umfangreiche Inves-
titionsmaßnahmen wurden u. a. in 
der Geschäftsstelle Am Bullenturm 
mit einem Volumen von rd. 1,4 Mio 
Euro getätigt. Bei der Errichtung ei-
nes Wohn- und Geschäftshauses mit 
Sparkassenpräsenz in der Rathen-
austraße Frankfurt (Oder) konn-
ten wir 2022 den Grundstein legen. 
Zwischenzeitlich stehen die ersten 
Mauern und geben einen vertiefen-
den Eindruck vom Neubauvorhaben. 
Zur Gewöhnung der Kundinnen und 
Kunden an den neuen Standort wur-
de 2022 ein Cash-Point, d. h. ein zu-
sätzlicher Geldautomatenstandort in 
Betrieb genommen.“
Mit gut 390 Beschäftigten zählt die 
Sparkasse nach wie vor zu den gro-
ßen Arbeitgebern in der Region. 
Auch in puncto Ausbildung nimmt 
sie einen besonderen Stellenwert ein. 
Seit 1990 stellte sie insgesamt 470 Ju-
gendlichen einen Ausbildungsplatz 
zur Verfügung. Aktuell werden 29 
Auszubildende beschäftigt.
Der Vorstand dazu: „Wir sind als 
wichtiger Arbeitgeber und Ausbilder 
in der Region immer auf der Suche 
nach Verstärkung unseres Sparkas-
senteams. Während 2022 Wettbe-
werber nach der Coronazeit einfach 
geschlossen blieben, ist es unsere 

Präsenz, die die Sparkas-
se ausmacht. Wir bleiben 
Ansprechpartner vor Ort 
– persönlich und natür-
lich auch auf allen digita-
len Kanälen. Nachhaltig-
keit ist dafür das passende 
Stichwort, denn nachhal-
tiger kann eine Aufstel-
lung für die Bürgerinnen 
und Bürger im Geschäfts-
gebiet sowie für die Re-
gion an sich wohl kaum 
sein. Wir freuen uns des-
halb besonders auch nach 
der Coronaphase und jetzt 
wieder greifenden „Lo-
ckangeboten“ im Markt-
umfeld über jeden Kun-
den, der uns die Treue 
hält oder unsere Stärken 
erkennt“.
Die Kosten-Ertrags-Rela-
tion (CIR) – der Aufwand, 
der für einen Euro Ertrag 
notwendig ist – belief sich 
2022 auf einen Wert von 
rd. 55 % und wurde ggü. 

dem Vorjahr (58 %) wiederholt ver-
bessert. Der Fokus wird auch in Zu-
kunft auf einem striktem Kostenma-
nagement liegen müssen. Nur eine 
stabile Ertrags-, Finanz- und Vermö-
genslage bildet die Basis für die Si-
cherung einer soliden Eigenkapital-
ausstattung, um damit den weiter 
steigenden bankaufsichts-rechtlichen 
Anforderungen zu entsprechen.
Das gesellschaftliche Engagement in 
Form von Spenden, Sponsoring und 
PS-Lotteriemitteln belief sich im Ju-
biläumjahr auf rd. 670.000,00 Euro. 
Insgesamt wurden damit über 300 
Antragstellern geholfen. „Wir un-
terstützen die wichtige Arbeit im 
Ehrenamt direkt anhand konkre-
ter Vorhaben. Das wiegt nach un-
serer Einschätzung für die Vereine 
weit mehr, als die kürzlich veränder-
te Preisgestaltung bei den Vereins-
konten.“

„Mit großer Leidenschaft und dem 
Willen zur Kundennähe werden wir 
weiter unseren Beitrag leisten, die 
Region voran zu bringen und neue 
Geschäftsfelder zu erschließen. Bes-
tens aufgestellt, blicken wir posi-
tiv nach vorn und bleiben zuverläs-
sig Ansprechpartner bei allen Fragen 
der Bürgerinnen und Bürgern unse-
res Geschäftsgebietes – weil es um 
mehr als Geld geht.“, so der Vorstand.

Über das Geschäftsjahr 2022 in-
formiert auch der Online-Jahresbe-
richt unter www.s-os-jahresbericht.
de. Auch das ist ein Beitrag zu mehr 
Nachhaltigkeit im Vergleich zur 
sonst publizierten Nutzenbilanz.

Sparkasse präsentiert robuste Zahlen zum Geschäftsjahr 2022

Vorstandsvorsitzender Veit Kalinke (M.), Vorstandsmitglied Matthias Maschke (l.) stoßen mit dem 
Landrat Rolf Lindemann, Verwaltungsratsvorsitzender, symbolisch mit einem Becher Tee auf das 
200-jährige Jubiläum der Sparkasse an. Das Bild entstand Mitte Dezember 2022 am Ufer des 
„Märkischen Meeres“, dem Scharmützelsee. 	             Sparkasse Oder-Spree/Tobias Tanzyna
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Mit der Grundsteinlegung wurden am 
Mittwoch, dem 29. März 2023, die Grün-
dungsarbeiten für zwei Arztpraxen in 
Friedland abgeschlossen. Die Doppelarzt-
praxis wird im Auftrag des Landkreises 
Oder-Spree in der Nähe der Burg errich-
tet und soll im Sommer 2024 fertigge-
stellt sein. „Wir haben hier eine passge-
naue Lösung für die ärztliche Versorgung 
in Friedland entwickelt“, ordnete Micha-
el Buhrke, Beigeordneter für Finanzen 
und Innenverwaltung des Landkreises 
Oder-Spree das Engagement der Kreis-
verwaltung ein. Der Landkreis engagie-
re sich mit dem Bau der Arztpraxen jen-
seits seiner originären Zuständigkeiten 
für die Stärkung der sozialen Infrastruk-
tur im ländlichen Raum. Für das Projekt 
wird mit Kosten bis zu 3,5 Millionen Euro 
gerechnet.
Errichtet wird ein eingeschossiger Holz-

Seit rund zweieinhalb Jahren kämpft das 
Land Brandenburg gegen die Afrikanische 
Schweinepest (ASP) und stemmt sich gegen 
den Seuchendruck aus Westpolen. Mit um-
fangreichen Zaunbaumaßnahmen, Wild-
schweinentnahmen und Fallwildsuchen ist 
es gelungen, die weitere Ausbreitung der 
Seuche in Richtung Westen zu stoppen. So 
wurden innerhalb der Kerngebiete in meh-
reren Landkreisen seit Monaten keine neu-
en ASP-Fälle beim Schwarzwild mehr fest-
gestellt. Nachdem bereits im Jahr 2022 drei 
Kerngebiete aufgehoben werden konnten, 
erlauben es die Erfolge bei den Bekämp-
fungsmaßnahmen jetzt vier weitere Kern-
gebiete in den Landkreisen Barnim, Mär-
kisch-Oderland, Oder-Spree, Prignitz 
sowie in der kreisfreien Stadt Frankfurt 
(Oder) aufzuheben.
Der Landkreis Oder-Spree ist mit den Ge-
meinden Pillgram, Sieversdorf, Teilen von 
Jacobsdorf und Teilen von Petersdorf am 
Kerngebiet 4 beteiligt. Dieses Kernge-
biet wird per Allgemeinverfügung, die der 
Landkreis am 5. April 2023 veröffentlichen 
wird, aufgehoben und in die Weiße Zone 
integriert. Die Maßnahmen für die Weiße 
Zone gelten dann dort entsprechend. Wich-
tig für die weitere erfolgreiche Bekämpfung 
und Tilgung der Afrikanischen Schweine-
pest ist auch in dieser Zone die verstärkte 
Entnahme des noch vorhandenen Schwarz-
wildes. Dazu sind alle Jagdausübungsbe-
rechtigten aufgefordert. Sie werden gezielt 
über Nachweise von Schwarzwild infor-
miert. Erforderlich bleibt weiterhin, die zur 
Eindämmung der Afrikanischen Schwei-
nepest errichteten Zaunanlagen stets sicher 
zu verschließen. Alle Bürger sind aufgefor-
dert, die Tore in den Zäunen nach der Nut-
zung oder wenn sie offen angetroffen wer-
den zu schließen und festgestellte Schäden 
der Kreisverwaltung per E-Mail an asp_
zaun@l-os.de zu melden. Je zügiger die 
Entnahmemaßnahmen umgesetzt werden, 
desto eher sind weitere Schritte in Richtung 
Aufhebung von Sperrmaßnahmen möglich.
Quelle: Landkreis Oder-Spree

bau mit Satteldach, der in zeitgemäßer 
Architektursprache die regionale Bau-
weise aufgreift und sich so harmonisch in 
die bauliche Struktur des Ortes einordnet. 
Das Ärztehaus wurde als anpassungsfä-
higer, modularer Bau entworfen, was die 
Option eröffnet, auch in anderen Gemein-
den Gebäude gleichen Grundtyps zu er-
richten. Der Grundriss basiert auf wieder-
kehrenden Raumgrößen und ermöglicht 
die Trennung, die Zusammenlegung oder 
die Erweiterung der Nutzungseinheiten.
Material- und Technikkonzept mit hohem 
ökologischen Anspruch

Beim Konstruktions- und Materialkon-
zept wird vorzugsweise auf nachwachsen-
de Rohstoffe gesetzt. Es kommen vorran-
gig Baumaterialien zum Einsatz, die über 
den gesamten Lebenszyklus eine güns-
tige CO2-Bilanz aufweisen. Der Ein-
satz von Kunststoffen wird minimiert. 
Die Materialien werden so verbaut, dass 
sie in Zukunft sortenrein zu trennen und 
zu recyceln sind. Ein großes Thema ist, 
den Neubau energieeffizient zu gestalten. 
Dazu trägt unter anderem die über ein So-
le-Wasser-Wärmepumpen-System betrie-
bene Fußbodenheizung bei. Die dafür 

benötigte Wärme wird aus vier Erdwär-
mesonden gewonnen. Auf der nach Süden 
geneigten Dachfläche wird ein Hybrid-
modul installiert, das Strom und Warm-
wasser erzeugt. Außerdem wird eine 
Photovoltaik-Anlage vorgesehen. Somit 
kann der Energiebedarf der Arztpraxen 
zu mehr als 55 Prozent aus erneuerbaren 
Energien gedeckt werden. Aufgrund der 
Energieeffizienz des Gebäudes kann der 
Landkreis mit einer Förderung durch die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau in Höhe 
von 160.000 Euro rechnen.

Quelle: Landkreis Oder-Spree

Grundsteinlegung für zwei Arztpraxen in Friedland

ASP-Bekämpfung:
Kerngebiet 4
aufgehoben
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Am 31.03.23 fand in der Kita Pusteblume, 
Groß Muckrow das Osterfest statt. Ge-
meinsam mit ihren Eltern und Geschwis-
tern gingen die Kinder auf die Suche nach 
dem Osterhasen. 
Der Osterhase konnte jedoch aufgrund 
des Regens nicht warten und hat im flin-

ken Tempo die Geschenke für alle Kinder 
versteckt. Nach der Suche konnten alle 
bei Kuchen und warmen Getränken einen 
gemütlichen Nachmittag genießen. Es 
wurde gebastelt und verschiedene Spiele 
angeboten.

Foto: Kita Pusteblume

Osterfest in der Kita Pusteblume

Werte Leser,
in meinem Kopf schwirren die Gedan-
ken, viele Fragen, keine Antworten. Zu 
meiner zeitweiligen Verzweiflung mischt 
sich Sarkasmus über hiesige Politiker, 
über Behörden der Stadt Beeskow und 
über den Bürgermeister Herrn Frank 
Steffen (SPD). 

Mein Name lautet Detlef Fredrich,  
56 Jahre, wohnhaft in Beeskow. Seit 
01.06.1983 bin ich aktives Mitglied in 
der Freiwilligen Feuerwehr Beeskow, 30 
Jahre Angestellter im Landkreis Oder 
Spree, seit 2018 beschäftigt im Amt BZK 
Fürstenwalde, Sachgebiet Abwehrender 
Brandschutz.

Seit einigen Jahren zahlt die Stadt 
Beeskow, als Träger Brandschutz, an die 
ehrenamtlichen aktiven Kameraden für 
jeden geleisteten Einsatz, egal wie lan-
ge dieser andauert, egal welches Einsatz-
stichwort und egal wohin der Einsatz die 
Kameraden führt. Die Zahlung des Trä-
gers beträgt 10,- Euro pro Person. (Als 
Beispiel: vom 01.November 2020 bis 
31.Oktober 2021 fährt der Kamerad Fich-
te 47 Einsätze, also bekommt er 470,- 
Euro am Ende des Abrechnungsjahres.) 
Das Geld für diese Zahlungen  werden im 
Finanzhaushalt der Stadt Beeskow jedes 
Jahr eingeplant. Grundlage ist die Sat-
zung über die Aufwandsentschädigung 
der Mitglieder der Freiwilligen Feuer-

wehr der Stadt Beeskow vom 01.01.2015.
Weiterhin besteht die Möglichkeit rück-
wirkend von 2018 einen Zuschuss zum 
Aufwandsersatz für Ehrenamtlich Ange-
hörige der Freiwilligen Feuerwehr vom 
Ministerium für Inneres und Kommuna-
les Land Brandenburg in Höhe von 200,- 
Euro zu erhalten. Voraussetzung dafür ist 
eine aktive ehrenamtliche Dienstzeit in 
der Einsatzabteilung, regelmäßige Teil-
nahme an Einsätzen, Übungen, Lehrgän-
gen und sonstigen Ausbildungsveranstal-
tungen der jeweiligen Feuerwehr oder auf 
Kreis-, Landes- und Bundesebene. Re-
gelmäßig soll eine Ausübung der o.g. Tä-
tigkeiten in einem Umfang von mindes-
tens 40 Stunden jährlich erfolgen.
In der FF Beeskow und deren 4 Löschzü-
ge wird seit 2019 dieser Zuschuss aber be-
dingt und nur an bestimmte Leute ausge-
zahlt. Meine Recherchen beginnen 2021, 
nachdem ich mit Kameraden aus anderen 
Feuerwehren über dieses Thema sprach 
und mitbekommen habe, dass einige Leu-
te in der Feuerwehr Beeskow, aber eben 
nicht alle, diesen Aufwandsersatz erhal-
ten.
Gleich einem Gießkannenprinzip schaut 
Wehrleiter/Stadtwehrführer Alexander 
Voigt in eine Glaskugel, nimmt sich ei-
nige Kameraden heraus und berücksich-
tigt diese. Andere Kameraden, die eigent-
lich Anspruch nach dem PrämEhrG. auf 
diese Auszahlung hätten, gehen leer aus. 
Auch ich bin von dieser Ungleichbehand-

lung betroffen. Welche Gründe gibt es für 
das zweierlei Maß bei der Auszahlung 
dieses Aufwandsersatzes vom Land in 
der FF Beeskow?

Daraufhin verfasste ich am 05.04.2022 
einen Brief an den Bürgermeister der 
Stadt Beeskow, Herrn Frank Steffen, mit 
der Bitte um Klärung der Angelegenheit. 
Ich lies den Brief per Einschreiben dem 
Bürgermeister zukommen.
Eine Antwort bekam  ich erst am 
15.02.2023. Kein Wort der Entschuldi-
gung, im Gegenteil, mein Schriftverkehr 
wurde als unsachlichen und emotional 
abgetan.
Da von Seiten des Herrn Steffen und der 
damaligen Feuerwehrführung wohl die 
Devise galt: „HINHALTEN und AUS-
SITZEN“, bat ich am 26.05.2022 den 
Kreisbrandmeister, Kamerad Schulz,  um 
Weiterleitung des Schreibens an die Fach-
aufsicht des Landkreises Oder-Spree, De-
zernat 2, Finanz- und Innenverwaltung 
Landkreis Oder-Spree.
Antwort Schulz per E-Mail am 
09.06.20222:“ Das Thema wird in der 
nächsten Dienstberatung mit dem Beige-
ordneten Herrn Buhrke, Dezernat 2, Fi-
nanz und Innenverwaltung Landkreis 
Oder-Spree, erörtert.
Das Amt für Brand – Zivil –und Katas-
trophenschutz in Fürstenwalde mit dem 
Sachgebiet (SG.) Abwehrender Brand-
schutz. Eine Aufgabe dieses SG. ist die 
Fachaufsicht der örtlichen Aufgabenträ-
ger.
Definition Fachaufsicht: Es gibt 3 For-
men der Fachaufsicht: die Rechtsauf-
sicht, die Kommunalaufsicht und die 
Dienstaufsicht.
Aufgaben der Fachaufsicht: Die Fach-
aufsicht dient der Rechts- und Zweckmä-
ßigkeitskontrolle über andere (nachge-
ordnete) Behörden. Sie prüft also nicht 
nur, ob die Behörden Recht und Gesetz 
im Rahmen ihres Ermessens ermessens-
frei einhalten (Rechtskontrolle), sondern 
auch die Art und Weise der Aufgabener-
füllung (Zweckmäßigkeitskontrolle).
Hierfür haben die Aufsichtsbehörden ge-
setzlich festgelegte Eingriffsbefugnisse. 
Im Rahmen dieser Befugnisse können sie 
sich über die Angelegenheiten der Ge-
meinde/Stadt unterrichten, Maßnahmen 
der Gemeinde/Stadt beanstanden, Wei-
sungen erteilen oder Maßnahmen auf 
Kosten der Gemeinde/Stadt durchführen.
Auf deutsch gesagt: der Landkreis Oder-
Spree hat ein Auge auf die 16 Verwaltun-
gen der Städte und Gemeinden des Land-
kreises.
Kurzes Gespräch mit KBM. Kamerad 
Schulz (Ende Juni) mit Nachfrage von 
mir: Sachstand in meinem Fall? Zitat 
Schulz: “Herr Buhrke wird sich in einem 
NACHBARSCHAFTSGESPRÄCH mit 
Herrn Steffen in dieser Angelegenheit 
unterhalten. So Herr Buhrke mir gegen-
über.“ 
Auch hier werte Leserschaft bekam ich 
bis zu dem Zeitpunkt, als ich eine die Si-
tuation schildernde E-Mail an den Präsi-
denten des Landesfeuerwehrverbandes 

Brandenburg, Kamerad Rolf Fünning, 
sendete (also wiederum der selbst er-
nannten Politikerelite Druck gemacht 
habe) keine Antwort. Erst auf Nachfrage 
des Kameraden Fünning bei der Fachauf-
sicht bzw. Herrn Buhrke, bekam ich am 
06.03.2023 vom Präsidenten (nicht vom 
Landkreis Oder Spree oder Herrn Buhr-
ke!) eine Antwort. Laut Buhrke wurden 
in dem „Verfahren“ Fehler gemacht.
Bis Dezember 2022 bekam ich weder von 
Seiten der Stadt Beeskow noch von Sei-
ten des Landkreises Oder-Spree Reaktio-
nen zu dieser Thematik. 
Ich war verzweifelt, habe mit dem Ge-
danken gespielt aufzugeben, hatte keinen 
Antrieb weiterzumachen. Ohnmacht ge-
genüber den Behörden – das nagt.
Auf mein Drängen hin, wurde ein noch-
maliger Termin mit Wehrführer Alexan-
der Voigt für den 18.01.2023 vereinbart. 
Mein Anliegen war es, einen Abgleich 
zwischen meinen persönlichen Einsatz-
Aufzeichnungen (ab 2019) und den Ein-
tragungen in der Verwaltungssoftware 
des Stadtwehrführers Voigt zu machen. 
Ergebnis: die Aufzeichnungen stimmten 
nicht überein, die Zeiten und Dauer der 
Übungsdienste sowie Zeitstunden der 
absolvierten Lehrgänge waren zu wenig  
bzw. wurden gar nicht erfasst.
Voigts Kommentar dazu: „Dit is sowie-
so alles hinfällig, du hast kein Anspruch 
mehr auf den Aufwand“. Außerdem, so 
Voigt, bekäme ich Einsatzaufwand vom 
Träger Brandschutz, also von der Stadt 
Beeskow – und diese Einsatzstunden 
werden für die 40 Stunden nicht ange-
rechnet.

Fazit von mir über die letzten zwölf Mo-
nate in Bezug auf die benannten Behör-
den und die Stadt Beeskow:

Der Bürgermeister Herr Steffen und 
die Feuerwehrführung der Stadt 
Beeskow machen in dem Schreiben vom 
14.03.2023, unter dem Deckmantel des 
Ermessens, falschem Rechtsempfinden 
und Ignoranz, unmissverständlich klar,  
dass es in ihrem Königreich Beeskow mit 
fehlerhafter „Nachweißführung“ so wei-
ter gehen wird. 
Der Landkreis (Amt für Brand,- Zivil- 
und Katastrophenschutz), in Person  Herr 
Buhrke, (übrigens Danke für den  „Rück-
ruf“ am 10.03.2023 – ich war nur ein 
Bürger, kein unmittelbarer Nachbar aus 
Kohlsdorf) hätte als Fachaufsicht den 
Finger heben müssen und handeln müs-
sen.
Werte Leserschaft, achten sie darauf, 
wem Sie am 23.04.2023 ihre Stimme ge-
ben. Nur an diesem Sonntag haben Sie 
die Wahl.
Danke für Ihre Aufmerksamkeit. Und 
NEIN, ich verlasse die Feuerwehr nicht. 
Ich versuche Ihnen, im Rahmen meines 
Ehrenamtes zu helfen, wo immer es nö-
tig wird.

Detlef Fredrich, 
Hauptbrandmeister, 

Freiwillige Feuerwehr Beeskow

Ein Tritt in den Allerwertesten des Ehrenamtes in der Beeskower Feuerwehr!
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Die Station der Diakonie Storkow ver-
waltet insgesamt drei Einrichtungen im 
Landkreis.
In der Residenz „Rosengarten“, in Storkow, 
Heinrich-Heine-Str. 48A befi nden sich 
Altersgerechtes Wohnen, Senioren-Wohn-
gemeinschaften sowie die Tagespfl ege „ 
Aufeinander zugehen“ an einem Standort. 
Wohngemeinschaften im Alter fi nden zu-
nehmend Anklang.
Nach dem Motto „Gemeinsam statt ein-
sam“ schaff t das Leben für die Bewohner 
Sicherheit, soziale Kontakte und das wich-
tige Gefühl der Gemeinsamkeit. Jeder 
Bewohner lebt seinen eigenen Rhythmus 
und verfügt über sein eigenes Zimmer als 
Rückzugsort. Dennoch wird gemeinsam 
viel Zeit miteinander verbracht. Die zwei 
Wohngemeinschaften in der Residenz „Ro-

sengarten“ sind angehörigen, -bewohnerge-
führt. Entscheidungen das Zusammenleben 
betreff end, werden von einem gewählten 
Beirat getroff en. Ein Pfl egedienst ist täglich 
24 Stunden als Betreuung vor Ort.
Die altersgerechten Wohnungen im Objekt 
bieten den gewohnten Standard, dem einer 
eigenen Wohnung.In der Tagespfl ege wer-
den 20 pfl egebedürftige Menschen betreut. 
Sie werden vom Fahrdienst von zu Hause 
abgeholt und natürlich auch wieder zu-
rückgebracht. In gemütlicher Atmosphäre 
werden die Gäste von ausgebildeten Pfl e-
gekräften betreut. Begonnen wird der Tag 
mit dem gemeinsamen Frühstück, danach 
werden unter Anleitung des Betreuungs-
personals angepasste Maßnahmen wie 
gemeinsames Singen, Gesellschaftsspiele, 
Basteln oder auch einen Kuchen backen, 

Station der Diakonie Storkow

um nur einige Beispiele zu nennen, im Ta-
gesablauf eingefügt. Nach dem Mittagessen 
fi nden die Tagesgäste dann die Möglichkeit 
für einen Mittagsschlaf, um dann wieder 
ausgeruht die gemütliche „Kaff eerunde“ 
genießen zu können. Bei allen Aktivitäten 
steht die Kommunikation miteinander im 
Fokus. Stets werden die Tagesgäste in das 
Geschehen unmittelbar miteinbezogen. Es 
gilt der Leitsatz „am Tage nicht allein und 
abends daheim“. Letztendlich können auf 
diesem Wege die pfl egenden Angehörigen 
enorm entlastet werden und in der Gewiss-
heit sein, dass sich die zu Pfl egenden wohl-
behütet und aufgehoben in guter Gesell-
schaft befi nden. Im großzügig angelegten 
Gemeinschaftspark/Garten mit Pavillon, 
können die Bewohner und Besucher des 
Objekts frische Luft und die Schönheit der 
Natur genießen. Im Haus „Sommerabend“ 
direkt am Markt in Storkow haben acht hil-
febedürftige Menschen ein neues Zuhause 
gefunden.
Auf dem Gelände der alten Försterei in 
Kolpin befi ndet sich eine Wohngemein-
schaft für Bewohner mit eingeschränkter 
Alltagskompetenz (Demenz). Auch hier 
stehen rund um die Uhr die entsprechenden 
Pfl ege-Betreuungskräfte zur Verfügung.
Station der Diakonie Storkow, Neu Bos-
toner Str. 2, 15859 Storkow, Tel. 033678/ 
73016, www.diakonie-storkow.de

Haus Sommerabend

Wohngemeinschaft in Kolpin

Residenz Rosengarten

Residenz Rosengarten – Hofansicht

um nur einige Beispiele zu nennen, im Ta-

Den Lebensabend in Würde verbringen
Unter diesem Leitsatz stellen sich Senioren-Residenzen, Altenheime, P� egeheime, 

Tagesp� egestätten oder ähnliche Einrichtungen in den nächsten Ausgaben aus dem  Landkreis vor.

Verschiedenes
KreaTa - Handgemacht & Kreativ Tage. 
15.+16. April in Erkner, Stadthalle. Infos 
www.kreata.de 

Wir kaufen
Wohnmobile + Wohnwagen

03944-36160
www.wm-aw.de FA

An- & Verkauf

Kleinanzeigen

Elektriker 
für kleines Team in Füwa und 
Umgebung zur Festeinstellung 
GESUCHT 
- 4-Tage-Woche mit Lohnausgleich
- Teamarbeit,

feste Arbeitszeiten
- übertarifliche Bezahlung
- Weihnachtsgeld

Objektprämien
- 27 Tage Urlaub
- 1.000 € Wechselprämie

Bewerbungen unter: 

ff 0172 62 16 855 
oder BB-ELEKTRO@t-online.de 

ENGLER
Bau- und Landmaschinen
Vermietung · Verkauf · Service · Bau- · Hof- · Stalltechnik

Vermietung & Verkauf von Baumaschinen

Charlottenhof 31 · 15848 Beeskow

Tel. 03366-24995

www.engler-baumaschinen.de

1.11.-31.3. Mo.-Fr. 7:30-16:00 Uhr
1.4.-31.10. Mo.-Fr. 7:30-17:00 Uhr erreichbar

Anlieferung auf Wunsch möglich

  Radlader (verschiedene Größen)

  Minibagger (hydr. Stemmhammer, Erdbohrer, etc.)

  Baumaschinenanhänger, 3-Seiten-Kipper
  Rüttelplatten (80-420 kg)

  Rüttelstampfer (Hopser)

  Tischsäge (Betonpflaster, 220V)

  Benzinmotorflex
  Holzhäcksler  Stamm 16 cm

Wir führen auch Erdarbeiten auf Ihrem Grundstück aus.

weitere Geräte auf Anfrage

Wir stellen Ihre Beilagen (ab 1.000 Ex.) 
zuverlässig und zielgenau zu. 

Rufen Sie uns an: 03361 - 57179

Beilagenhinweis:

Der abgebildete Prospekt wurde in 
dieser Ausgabe der BSK beigelegt. 

Wir bitten freundlich um Beachtung.

Landratskandidat Wilfried von Aswegen

Arbeitsmarkt
Servicekraft für „Haus am Werlsee“ ge-
sucht, mit Spaß und Lust Gäste bewirten, 
Deutschkenntnisse in Schrift und Wort, 
Wir bieten: übertarifl iche Bezahlung, mo-
natliche Sonderzahlung, Fünf-Tage-Woche 
(fl exible Arbeitszeiten von Montag-Sonn-
tag) Tel.: 03362-61 26 
Dein Ansprechpartner: Herr Leick

Servicekraft zur Aushilfe auf 520 € Basis
für das „Haus am Werlsee“ in Grünhei-
de gesucht. Voraussetzung: Spaß und Lust 
Gäste zu bewirten. Wir bieten: fl exible Ar-
beitszeiten und eine gute Teamarbeit.
Tel.: 03362-61 26 
Frage nach Herrn Leick
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Protestwählerschar 
wird weiter steigen

Sehr geehrter Herr Hauke,
zum Artikel in der Ausgabe vom 
20.03.2023 „Alles wird aus dem Fenster 
geworfen“:
So tut eben jeder, was er kann! Im Falle 
des Landrats Herrn Lindemann werden 
eben Steuermittel aus dem Fenster ge-
worfen.
Der Parteienfilz wird die Protestwähler-
schar weiter ansteigen lassen.
Die Artikel „TESLA – Ein legaler 
Schwarzbau?“ und „Strafanzeigen ge-
gen Tesla und Landratskandidat Sascha 
Gehm (CDU)“ bestätigen dies.

Bernd Albrecht 

Gemeinde gibt 
keine Auskunft

Sehr geehrter Herr Hauke,
wir wohnen in Schöneiche, und wir le-
ben sehr gerne hier.
Nun wurde an der Ecke Woltersdorfer 
Straße/Prager Straße ein Waldstück ge-
rodet. Natürlich wollten wir von der Ge-
meinde wissen, was dort gebaut werden 
soll. Bei einem Anruf in der Gemeinde 
wurde uns keine Auskunft gegeben, da 
dieses Land wohl dem Landkreis gehört 
und nicht der Gemeinde.  Auch das Büro 
des Bürgermeisters verweigert die Aus-
kunft.  
Wenn man Gerüchten Glauben schenken 
darf, entstehen dort Wohnungen für Ge-
flüchtete. 
Warum spricht man mit den Schöneicher/
innen nicht darüber? Jeder Schulneubau 
wird jahrelang diskutiert, aber solche Sa-
chen werden totgeschwiegen. 
  Torsten Altkrüger 

Man schämt sich, 
Mensch zu sein

Sehr geehrter Herr Knaupp,
ich beziehe mich auf Ihren Artikel „Der 
Wolf ist zurück“ vom 20.03.2023. Ich 
kann und will Ihre Ansicht nicht teilen. 
Nach meiner Meinung dürften Wölfe in 
Deutschland gar nicht angesiedelt wer-
den, da sie keine Möglichkeit haben, sich 
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ordentlich zu ernähren. Das bisschen 
Wild, was wir haben, knallen doch schon 
die Jäger ab. Und kein Wolf würde getö-
tete Tiere liegen lassen, oder sie werden 
gestört. Außerdem werden die Besitzer 
entschädigt!
Schreiben Sie lieber mal Berichte über 
Schlachthöfe in Deutschland und Co.! 
Angefangen von Hühnern, Rindern, 
Schweinen usw.; was da passiert, geht 
unter die Haut! Wie da die Menschen 
mit den schon geschändeten Tieren um-
gehen, ist zum Himmel schreiend! Das 
wäre doch mal ein richtiger Skandal! 
Aber das traut sich keiner! Da schämt 
man sich, Mensch zu sein! Denken Sie 
mal darüber nach! Wir alle sind nur Gast 
auf unserer schönen Erde!

Regina Welsch

Lasst dem Wolf 
sein Leben

Sehr geehrtes Team,
zum Artikel: „Der Wolf ist zurück“ von 
Jan Knaupp vom 20.3.23 
Vor längerer Zeit, gab es schon einmal 
das Tohuwabohu um den Wolf. Da las 
ich mal eine Meinung, die besagte, dass 
diese Tierverluste durch den Wolf in 
keinem Verhältnis stehen zu dem, was 
an Nutztieren (wegen Krankheit) zum 
Beispiel umgebracht werden muss oder 
anderen Seuchen bzw. wie unsere Tiere 
leiden durch uns... Sie wissen schon, in 
welche Richtung ich das meine.
Da sollte es doch hinnehmbar sein, dem 
Wolf sein Leben zu lassen und nicht so 
einen Hass aufzubauen. Also die betrof-
fenen Tierhalter bekamen doch immer 
Entschädigung, soviel ich weiß. Ich finde 
es schlecht, wenn der Wolf schon wieder 
sein Leben lassen soll.
Abgesehen von den Qualen, die Men-
schen diesen Tieren beibringen.

Reingard Hoffmann

Liebe zum 
Querdenken

Sehr geehrter Herr Knaupp,
herzlich danke ich Ihnen für Ihre Ko-
lumne „Quer gedacht“ aus der neuesten 
Ausgabe.
Sie traf mich mitten ins Herz, wenn ich 

Leserkarikatur von Siegfried Biener

das einmal so emotional sagen darf.
Sie haben den wunderbaren Begriff 
„Querdenken“ wieder rehabilitiert, der 
vor drei Jahren und bis heute von ge-
schickten Demagogen in einen Topf 
geworfen wurde mit Begriffen wie „Co-
ronaleugner“, „Impfgegner“, „Rechtsra-
dikale“ und „Nazis“, um nur eine kleine 
Auswahl zu nennen.
Diese Wortwahl erfolgte sehr bewusst, 
um jegliche sachliche, faktenbasierte 
Diskussion um diese unsägliche „Coro-
na-Pandemie“ im Keim zu ersticken. Je-
der Hauch von Kritik war (und ist) streng 
verboten und wurde (wird) sofort mit ei-
ner noch nie da gewesenen Stigmatisie-
rung versehen.
In den Zeitungen des Hauke-Verlages 
dürfen glücklicherweise die Menschen 
ihre wahre Meinung äußern, hier wird 
keine Meinung zensiert oder als die ein-
zig gültige Wahrheit zementiert. Und 
somit ist sie eine Ermutigung für Men-
schen, die sich ausgegrenzt fühlten, an 
ihren Werten und an ihrer Sicht der Din-
ge nicht zu zweifeln, nur weil es die von 
den Mainstreammedien gelenkte „Mas-
se“ vorgibt.
Auch mir wurde von Menschen gesagt, 
ich solle sie mit meinem „Querdenken“ 
verschonen, ja, man wollte es mir direkt 
verbieten und man wollte deshalb nicht 
mit mir in Verbindung gebracht werden.
Dabei hatte ich nur gewagt, Dinge zu 
hinterfragen, Zahlen zu zitieren, ins 
Grundgesetz zu schauen und auch den 
rein menschlichen Aspekt unseres Mit-
einanders nicht zu vergessen. Ich hatte 
gewagt, selbst zu denken und mich nicht 
dem betreuten Denken anzuschließen. 
Eigentlich doch eine gute Eigenschaft, 
die mir schon von Kindheit an zu eigen 
war und in meinem Elternhaus und in der 
Schule auch noch gefördert wurde.
Deswegen ausgegrenzt zu werden, war 
eine schmerzliche Erfahrung für mich.
Aber ich bin daran auch gewachsen, 
denn ich habe mich nicht verbogen.
Ich wünsche Ihnen und Herrn Hauke 
weiterhin viel Mut, Energie und die Lie-
be zum Querdenken. Sabine Obeth

Der ewig schuldige 
Deutsche

Vorab – im Folgenden geht es um deut-
sche Nationalität, nicht um die verliehe-
ne oder geschenkte deutsche Staatsbür-
gerschaft. Dies zu betonen ist heutzutage 
leider wichtig, da der Berliner Senat auf 
eine Anfrage nach der Nationalität der 
Silvester-Täter mit dem Hinweis auf die 
deutsche Staatsbürgerschaft antwortete 
(das Wort „tricksen“ wäre passender). 
Ich kenne auch keine Zahlen darüber, 
wie viele Migranten mit deutschem Pass 
sich primär als Deutsche betrachten und 
nur sekundär ihre Nationalität benennen.
Unsere „Wahrheitsmedien“ tun sich 
meist schwer – sofern überhaupt –, die 
Nationalität von Straftätern zu verkün-
den. Selbstverständlich mit einer Aus-
nahme – Nationalität „deutsch“. 
Man muss schon recherchieren, um nicht 
erst im Nachhinein zu erfahren, dass der 
Kirmes-Messerstecher in Münster „poli-
zeibekannter“ (=vorbestrafter) Kasache 
ist; der Totschläger vom CSD 2022 in 
derselben Stadt ein „polizeibekannter“ 
Tschetschene ist; weitere Beispiele der 
jüngeren Vergangenheit – ein „staatenlo-
ser“ Palästinenser (Mord im Regionalex-
press), der „deutsche Staatsbürger“ Gor 
V. (meiner Kenntnis nach aus der Kau-
kasus-Region; Ku‘damm-Mörder vom 
letzten Jahr) und und und. Auffallend ne-

ben dem Status Migrant – fast immer er-
weisen sie sich nach der Straftat als psy-
chisch krank und damit schuldunfähig. 
Klar, wer schuldunfähig ist, geht nicht 
ins Gefängnis, sondern in den Maßregel-
vollzug (mit kürzerer „Durchlaufzeit“), 
hat aber vor allem kein Schuldbewusst-
sein. 
Ganz anders bei uns Deutschen. Ja, ich 
bekenne mich zur deutschen Vergan-
genheit. Diese schließt für mich eine 
Hochachtung vor den kulturellen Leis-
tungen der Altvorderen ebenso wie den 
Abscheu vor den Verbrechen, insbeson-
dere der NS-Zeit, ein. Ersteres wird uns 
allmählich mit dem „Hinweis“ auf eine 
antisemitische Vergangenheit der besten 
deutschen Künstler versucht auszutrei-
ben. Hingegen werden wir immer wieder 
daran erinnert, nur nicht zu vergessen, 
dass wir Deutschen die Hauptschuldi-
gen an zwei Weltkriegen sind., uns ge-
wissermaßen in Dauerschuld gegenüber 
allen Völkern dieser Welt befinden. Für 
mich resultiert aber daraus die Haltung, 
eben keine deutschen Panzer erneut gen 
Osten rollen zu lassen. Wohingegen die 
grüne Kriegspartei spätestens mit der 
Bombardierung Jugoslawiens 1999 (völ-
kerrechtswidrig) ganz andere Lehren aus 
deutscher Geschichte gezogen hat. Üb-
rigens auch mit Blick auf das kulturelle 
Erbe; das intellektuelle Level von Lang, 
Baerbock und Co. reicht maximal für die 
unqualifizierte Teilnahme an einer eben-
so unqualifizierten Talk-Show. 
Wir Deutsche laden auch schwere Schuld 
auf uns, wenn sich das Klima anders 
wandelt, als die „Prophetinnen Greta und 
Luisa“ voraussagen. Vermutlich halten 
sie und ihre Jünger („Letzte Generation“) 
sich für die Erfinder der Apokalypse. Für 
Raubkunst sind auch nicht mehr die ko-
lonialen Räuber GB oder Frankreich 
haftbar – nein, auch wir Deutschen sollen 
diese „Sünde“ auf uns nehmen. 
Schon im Mittelalter half es der Kirche 
ungemein, mit dem „Einimpfen“ der 
„Erbsünde“ die Menschen – damals ohne 
die heutigen Möglichkeiten des Wissens-
erwerbs – ihrer Macht gegenüber will-
fährig zu halten. Und ich sehe durchaus 
Parallelen zur Gegenwart – auch wir 
Gegenwärtigen sollen uns ständig unse-
rer „Schuld“ – zumindest wie sie unsere 
„klügste Regierung Europas“ (ich hoffe, 
Frau Wagenknecht verzeiht mir) definiert 
– bewusst sein. Und geduldig alles ertra-
gen, was das „Klima rettet“, die Welt er-
löst, den Frieden (mit der „Vernichtung“ 
Russlands) schafft oder eben mal Corona 
„besiegt“. Die schon genannten „Wahr-
heitsmedien“ helfen ihrer (!) Regierung 
aus bestem Willen (und mit Zuschüssen). 
Und verschweigen dafür gern, wenn es 
mit der Schuldzuweisung an das deut-
sche Volk mal eben nicht geklappt hat 
– der wochenlang medial hochgekochte 
„antisemitische“ Vorfall Gil Ofarim in 
einem Leipziger Hotel wird wohl dem-
nächst stillschweigend „beerdigt“ (weil 
er mutmaßlich herbeigelogen ist); ein 
anderes Beispiel: Ex-Lokalpolitiker Ma-
noj Jansen (Grüne) aus Erkelenz insze-
nierte sich als Nazi-Opfer, sprach sogar 
von Morddrohungen vom „NSU 2.0“. 
Jedoch: Das alles war frei erfunden!
Ich schlage vor, wir bekennen uns wie 
auch andere Völker zu unserer Nationa-
lität, mit ihrer rühmlichen wie unrühmli-
chen Vergangenheit, und messen unsere 
Regierung daran, wie sie ihrem Auftrag 
gegenüber dem Deutschen Volk gerecht 
wird. Eigenständiges Denken sollte da-
bei von Vorteil sein.
Das wäre dann die Ergänzung zur Be-
merkung von Herrn Fachtan in der letz-



Leserforum13 BSK 08/23
12.04.23Leserforum17 FW 08/23
12.04.23

bitte blättern Sie um!

„Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 
und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert 

zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.

Jeder hat das Recht, einen Leserbrief zu schreiben: info@hauke-verlag.de

Grundgesetz Artikel 5 (1) 

“

ten Ausgabe: „Es reicht dem US-ame-
rikanischen Konglomerat, etwa 20.000 
Leute in unserer Führungsschicht auf ih-
rer Seite zu haben, um ganz Deutschland 
zu beherrschen. Diese 20.000 teilen sich 
das Geld und die Ämter und die Macht“. 
Sie können es eben nur so lange, wie ih-
nen nicht Einhalt geboten wird. 
Und – dieser Regierung gebührt ein neu-
es „besseres“ Volk, in Absurdistan.

Klaus Dittrich 

Zahlungen der 
Landesregierung an 

Journalisten
Auf meine Mündliche Anfrage als medi-
enpolitischer Sprecher der AfD-Fraktion 
teilte die brandenburgische Landesre-
gierung mit, dass sie in den Jahren 2018 
- 2023 insgesamt 141.681,40 Euro an 
Journalisten öffentlich-rechtlicher und 
privater Medien für die Moderation von 
Veranstaltungen gezahlt hat (DS 7/7409). 
Ich frage mich: Wie frei sind unsere 
Medien? Diese Frage muss man sich in 
Brandenburg mittlerweile immer öfter 
stellen. Wenn Journalisten des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks oder privater Me-
dien nebenher Aufträge der Regierung 
annehmen und von dieser entlohnt wer-
den, sind Staatsferne, journalistische Un-
abhängigkeit und kritische Berichterstat-
tung in Gefahr. Solch eine Entwicklung 
darf sich in Brandenburg nicht fortsetzen 
und wer für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk arbeitet, sollte nicht nebenher 
beim Staat tätig sein. 
 Dennis Hohloch, MdL (AfD)

Was ist nur aus 
meinem Ruhrpott 

geworden?
Zum Leitartikel: „In den Fängen einer to-
talitären Ideologie“ (Ausgabe 07/23 vom 
29.03.23).
Vielen Dank für Ihre offenen Worte.  Ge-
nauso ist es.  Ich wohne in Bochum und 
zeitweise hier in LOS auf dem Dorf. 
Was ist aus meinem Ruhrpott geworden... 
Meine Großeltern und Eltern haben ihn 
nach dem Krieg wieder aufgebaut. Und 
jetzt erzählt uns eine Ricarda Lang, dass 
das die waren, die zu uns kommen. Ich 
kotze. Wenn ich durch mein einst gelieb-
tes Bochum gehe, muss ich mittlerwei-
le schon fragen: Sprechen Sie deutsch? 
mindestens dreiviertel der Bewohner ha-
ben einen Migrationshintergrund.
Überall liegt mittlerweile der Müll rum – 
wie bei den Hottentotten (oh, oh). Beim 
Spazierengehen wirft eine osteuropäi-
sche Dame ihre Tüte vor meinen Augen 
einfach in die Botanik. Von mir angespro-
chen, nur ein Zucken und egal.  Sprechen 
wir es doch einmal aus: Wer ist denn so 
dumm und glaubt tatsächlich, dass die 
ganzen Flüchtlinge und Migranten fast 
alle nach Deutschland kommen, weil ih-
nen das Land  so gut gefällt? Wo sie sich 
dann lauthals beschweren, dass wir aus-
länderfeindlich seien.  Ich würde dann 
in ein anderes Land flüchten. In keinem 
anderen Land der Welt rollt den Migran-
ten derartig den roten Teppich aus. Was 
aus den Deutschen wird, die lebenslang 
Sozialversicherungsbeiträge und Steuern 
bezahlt haben, ist dieser Regierung doch 
völlig egal. Die Steuern werden rausge-
schmissen, als gäbe es kein Morgen.
Frau Baerbock und Co. bringen unsere  
hartverdiente Kohle überall auf der Welt 

hin. Wissen Sie, dass drei Viertel der 
Flüchtlinge von 2015 immer noch nicht 
arbeiten? Aber warum auch? Wir Deut-
schen gehen doch malochen. Wir bezah-
len... In unserem Stadtteil gibt es einen 
kleinen See, diesen haben unsere aus-
ländischen Mitbürger für sich entdeckt. 
Da sieht es jetzt nach ihren Grillfesten 
(selbstverständlich auch auf den nicht 
dafür ausgeschrieben Flächen)  aus wie 
auf der Kippe. 
680.000 Libyer stehen in den Startlö-
chern – na wohin....? Diese ganzen Leu-
te möchten irgendwann auch Rente, die 
wollen nicht mehr aus dem Schlaraffen-
land.
Teilweise sind diese Leute so frech, dass 
wenn sie z.B. an der Anmeldung nicht 
sofort drankommen,  wir als Nazis be-
schimpft werden. Meine älteren Leut-
chen müssen mit ihrem Rolli auf die 
Straße ausweichen, weil die gnädigen 
Migrantenherrschaften  den Bürgersteig 
für sich beanspruchen und die Ömsken 
auslachen. Das sind noch die harmlosen 
Geschichten. Jeden Tag Messerstecherei-
en und jetzt auch noch Schießereien. 
Es gibt viele gute Beispiele an gelun-
gener Integration: Meine Kolleginnen  
sind multikulti und sehr nett und meine 
Freundin ist türkischstämmige Deutsche. 
Die Nazikeule zieht nicht mehr!

Heike Horing-Dieth 

Arroganz der Macht 
am Beispiel des BER
Ursprünglich hatte Berlin zwei inner-
städtische Flughäfen (Tempelhof und Te-
gel), was natürlich eine Zumutung für die 
Berliner Bevölkerung war – deshalb ver-
lagerten verantwortungsvoll handelnde 
Politiker anderer deutschen Großstädte 
ihre Flughäfen weit außerhalb der Stadt, 
z.B. München-Riem ins Erdinger Moos. 
Folgerichtig musste ein neuer Flugha-
fen für Berlin her, dessen Standort über 
ein Raumordnungsverfahren ermittelt 
wurde. Im Ergebnis dieses Verfahrens 
rangierte Sperenberg auf Platz 1, wäh-
rend Schönefeld als Schlusslicht, also als 
ungeeignet eingestuft wurde. Allen Er-
kenntnissen zum Trotz wurde eine politi-
sche Entscheidung von Herrn Wissmann 
(Bundesminister für Verkehr) und von 
den Regierenden Berlins (Diepgen) und 
Brandenburgs (Stolpe) dahingehend ge-
troffen, dass Schönefeld nun der zukünf-
tige Standort eines Großflughafens sein 
sollte. Man sieht also, absurde politische 
Entscheidungen gab es schon damals 
und nicht erst seit der Corona-Hysterie 
(vgl. Konferenzen von Frau Merkel mit 
Ministerpräsidenten)!
Die Bevölkerung der Anliegergemeinden 
war schockiert, besonders die Häusle-
Bauer in Mahlow, Blankenfelde und 
Müggelheim fürchteten u.a. um ihre 
Gesundheit. Eine rührige Zahnärztin aus 
Bohnsdorf, Frau Dr. Ute Polz, initiierte 
eine Unterschriftensammlung, in der die 
Unterzeichner eine Gesundheitsverträg-
lichkeitsprüfung forderten. Es wurden 
ca. 7.200 Unterschriften gesammelt, über 
einen neu gegründeten, gemeinnützigen 
Verein „Humane Umwelt (HU)“ ein 
Untersuchungsprogramm erarbeitet, Ar-
beitskräfte bereits über ABM bewilligt, 

und einige niedergelassene Ärzte aus 
der Umgebung begannen bereits damit, 
dieses Programm umzusetzen. Den HU-
Vorsitz übernahm Frau Dr. Polz.
Das Vorhaben wurde vorab den o.a. poli-
tischen Entscheidungsträgern zugesandt 
– die 7.200 Unterschriften dem damali-
gen Landtagspräsidenten Dr. Knoblich 
offiziell übergeben. Nur vom Land Bran-
denburg gab es eine, wenn auch ernüch-
ternde Reaktion. In dem 1,5 Seiten um-
fassenden Schreiben teilte im Juli 1998 
der Staatssekretär Rainer Speer (das ist 
der mit dem unrühmlichen Abgang!) 
offiziell dem Verein „HU e.V.“ folgen-
des mit: „Die von der Bürgerinitiative 
geforderte Langzeitstudie geht über den 
Rahmen der UVP (Umweltverträglich-
keitsprüfung) weit hinaus, da sie in den 
Bereich der wissenschaftlichen Grundla-
genforschung einzustufen ist. Nach der-
zeitigem Kenntnisstand wären damit die 
durch das Verhältnismäßigkeitsprinzip 
gezogenen Grenzen überschritten. Eine 
derartige langfristige Untersuchung ist 
meines Erachtens bisher ohne Beispiel. 
Sie ist wegen der vorgesehenen Kom-
plexität nach Auffassung von Fachleuten 
nicht durchführbar. Das von der Bürger-
initiative geforderte Langzeitprogramm 
ist vom Ansatz auch deshalb nicht rea-
lisierbar, weil im Bezugsschreiben vom 
14.05.1998 an den Landtagspräsidenten 
selbst darauf hingewiesen wird, dass we-
sentliche wissenschaftliche Kenntnisse 
bisher nur in ungenügendem Maße vor-
liegen, so dass hinreichend abgesicherte 
Erkenntnisse nicht zu erwarten sind.“ 
Dazu ein Kommentar meinerseits: Die 
Bürgerinitiative hatte in Verbindung mit 
dem Bürgerverein Berlin-Brandenburg 
(BVBB) eine Quer- und Längsschnitt-
Untersuchung der umliegenden Bevöl-
kerung gefordert (Kosten für Fremd-
leistungen: 0,5% des Gesamtetats der 
Baukosten – zu Beginn noch mit zwei 
Milliarden veranschlagt, später kamen/
kommen noch einige Milliarden dazu, 
also ein „Fass ohne Boden“). Solche Un-
tersuchungen sind in der Arbeitsmedizin 
übliche Praxis gewesen (in der DDR!). 
Gerade weil keine Kenntnisse über 
Langzeitwirkungen von Schadstoffen im 
Niedrig-Dosis-Bereich und deren Kom-
binationswirkungen vorlagen, wurde 
eine Gesundheitsverträglichkeitsprüfung 
gefordert. Wer besonders den letzten 
Satz des vorstehenden Zitats versteht, 
„ist entweder Politiker, oder er ist bled“ 
(entnommen aus einer Büttenrede)!
Die Flughafen Berlin Schönfeld GmbH 
reichte am 17.12.1999 den Planfeststel-
lungsantrag ein und gab viele Gutachten 
auf Planfeststellung betreffs Ausbau des 
Flughafens Schönefeld in Auftrag. Zwei 
dieser eingegangenen Gutachten aus 
dem Jahre 2000 betrafen die flughafen-
bedingten Auswirkungen des Lärms (M 
8) und der Schadstoffimmission (M 11). 
Es folgten die sog. Anhörungsverfahren 
zur Planfeststellung, wobei die Bevölke-
rung proforma zur Diskussion/Stellung-
nahme aufgefordert war. Der Leiter der 
Brandenburger Anhörungsbehörde war 
Herr J. Leyerle, der vorab geschult wur-
de. Es hagelte Kritik, die ich selbst ver-
übte und erlebte. Den beiden Gutachtern, 
den Professoren Jansen und Eikmann, 
wurden von tatsächlichen Fachleuten 

Mängel an Fachkompetenz und wissen-
schaftlicher Sorgfaltspflicht in schrift-
lichen Stellungnahmen im Jahre 2002 
nachgewiesen. Autoren dieser 12- bzw. 
9-seitigen schriftlichen Stellungnahmen 
waren bez. M 8: PD Dr.-Ing. C. Masch-
ke, Prof. Dr. med. K. Hecht, Dr.-Ing. H. 
Niemann, Dipl.-Psych. S. Gottwald und  
cand. med. S. Bärndal -- bez. M 11 Dr. 
sc. med. E.-A. Jeske, PD Dr. rer. nat. H.-
J. Graubaum,  Dr. med. S. Möpert und 
Prof. Dr. rer. nat. H. Rüstow (alle vier 
waren Mitglieder des Vereins HU).
Die Kritisierten nahmen es gelassen, und 
der Planfeststellungsbeschluss des Mi-
nisteriums für Stadtentwicklung, Woh-
nen und Verkehr des Landes Branden-
burg wurde trotz aller berechtigten Kritik 
im Jahre 2004 eingereicht. 
Es wurde jeweils nur ein Gutachten als 
Grundlage zur Entscheidung herangezo-
gen. Für eine Promotion werden zwei, 
für eine Habilitation drei unabhängige 
(!) Gutachten benötigt. Am 16.03.2006 
wurde durch das Bundesverwaltungs-
gericht in Leipzig in letzter Instanz die 
Ausbaugenehmigung erteilt. Der Vorsit-
zende Richter Stefan Paetow sagte: „Der 
Flughafen darf planmäßig ausgebaut 
werden, aber mit weitgehenden Verbes-
serungen für den Lärmschutz und einem 
Nachtflugverbot in der Kernzeit von 0 
bis 5 Uhr.“ Brandenburgs Ministerpräsi-
dent Platzeck reagierte erleichtert und er-
freut auf das Urteil! (kürzlich vermerkte 
er als Gast in einer Landtagssitzung zum 
Thema Lärmschutz, dass er sich stets für 
Sperenberg als Standort ausgesprochen 
hatte, aber sich nicht durchsetzen konn-
te!). In der Folgezeit wurden Klagen des 
BVBB wegen Verstoß gegen die gericht-
lichen Auflagen wiederholt abgewiesen. 
Das Gerichtsurteil zeigte den Betreibern 
des Flughafens, dass man sich auf die 
unabhängige deutsche Gerichtsbarkeit 
voll verlassen kann! Weitsichtig hatte 
man bereits nach der politischen (Fehl-) 
Entscheidung große Ackerlandflächen 
mit Steuergeldern gekauft und mit den 
Baumaßnahmen begonnen – also bereits 
vor der Baugenehmigung!
Einige eigene Erlebnisse im Rahmen des 
Planfeststellungsverfahrens:
• Der Einstieg in die Problematik begann 
1995 mit meinem Vortrag über mögli-
che Gesundheitsgefahren im Volkshaus 
Bohnsdorf, zu dem mich die oben er-
wähnte Frau Dr. Polz eingeladen hatte. 
Dort sprach mich auch der SPD-Abge-
ordnete S. Scheffler aus Köpenick an, 
der sich ebenfalls gegen den Standort 
Schönefeld aussprach. Nachdem er spä-
ter Staatssekretär im Bundesverkehrs-
ministerium geworden war, erklärte er 
im Rathaussaal Köpenick, dass er nun 
eine andere Meinung vertreten muss! 
Die anwesenden Bürger/Wähler nahmen 
es mit Empörung zur Kenntnis. Hatte 
sich also sein Gewissen geändert?! Es 
gab aber auch verantwortungsbewusste 
SPD-Politiker, z.B. den Brandenburger 
Landtagsabgeordneten Christoph Schul-
ze, der mit seinem Widerstand gegen den 
Standort und als Mitglied unseres Ver-
eins den Ärger seiner Fraktion auf sich 
zog. Folgerichtig trat er aus der SPD aus. 
Zur Erinnerung: Seinem Einsatz ist es 
zu verdanken, dass Glashütte als histori-
sches Denkmal überlebte
• Verantwortungsvoll handelte das Um-
weltamt von Berlin-Köpenick unter der 
Leitung von E. Welters. Seine Mitarbei-
ter, die Herren Dr. M. Marz und E. Bock, 
organisierten im Jahre 1999 ein 2-tägiges 
wissenschaftliches Symposium „Aspek-
te der Lärmwirkungsforschung, Schutz-
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ziele und Schutzmaßnahmen“. Wir dis-
kutierten in Arbeitsgruppen u.a. über die 
sog. Lärmkorridore, die vom Flugha-
fenbetreiber vorgesehen waren und uns 
schriftlich vorlagen. Kurz vor der ur-
sprünglich geplanten Inbetriebnahme des 
BER kam dann die Mitteilung, dass die 
Flugsicherung dafür zuständig ist (also 
nicht der Flughafenbetreiber!), und dass 
die Flugrouten variabel gestaltet werden 
können. Offene Briefe (selbstverständ-
lich war ich Mitunterzeichner) der Fried-
richshagener Bürgerinitiative (FBI) an 
den Reg. Bürgermeister Wowereit und 
an Prof. Herrmann, Direktor Bundesamt 
für Flugsicherung, blieben wirkungslos. 
Prof. Herrmann hatte auf einer Presse-
konferenz zur Verkündung der Flugrou-
ten des BER am 26.01.2012 ausgeführt: 
„Der Schutz der Wohnbevölkerung ist 
letztlich in der Abwägung gewichtiger 
als der Schutz von Erholungsgebieten“! 
Muss/kann man das verstehen?! Nun 
„erfreuen“ wir uns an der bevorzugten 
Müggelsee-Route, die 854.700 Bürger 
betrifft (Stand 2012) und die über Natur-
schutz-Gebiete geht (Müggelsee und an-
grenzende Wälder) – wie schade für das 
viel genutzte Erholungsgebiet! 
• HU-Vereinsmitglieder waren Ärzte, 
Naturwissenschaftler, Politiker. Gemein-
sam arbeiteten wir die von den Bürgern 
gewünschte Gesundheitsverträglichkeit 
aus (s.o.) und fungierten als wissen-
schaftlicher Beirat des BVBB – natürlich 
alles ehrenamtlich. Zur Öffentlichkeits-
arbeit des Vereins gehörte das Erstellen 
von Dokumenten und Schriftstücken an 
die Ministerpräsidenten und Parteivor-
sitzenden von Berlin und Brandenburg 
sowie eine Vortragstätigkeit in den An-
liegergemeinden. So zog ich dann als 
„Wanderprediger“ von Ort zu Ort. Dabei 
kam ich mit den besorgten Bürgern ins 
Gespräch. Sie schilderten mir an Hand 
von Tonträgern ihre Lärmbelastung und 
wiesen mit Bildmaterial auf opaleszie-
rende Oberflächen ihrer Gartenteiche 
hin. Die Häusle-Bauer fühlten sich ge-
täuscht und bereuten ihre Entscheidung 
zum Bau eines Hauses in der unmittelba-
ren Umgebung des Flughafens. Ein Di-
plom-Ingenieur aus Eichwalde übergab 
mir die Kopie eines Dokumentes, das 
das Bundesverkehrsministerium mit der 
Begründung der Nichtmachbarkeit ab-
gelehnt hatte. In diesem Dokument hatte 
er die Anbindung des Standorts Speren-
berg an Berlin über eine Magnetschwe-
bebahn bis ins Detail ausgearbeitet. Na, 
immerhin profitierte später Shanghai von 
den 12 Milliarden Steuergeldern, die der 
Thyssenkonzern erhalten hatte!
• Der BVBB übergab unserem gemein-
nützigen Verein die im Auftrag der Flug-
hafengesellschaft (!) erstellten Gutachten 
zur Prüfung und Kommentierung. Bei 
unserem Verein landete natürlich das 
„Humantoxikologische Gutachten“ (M 
11), angefertigt von einer „Gesellschaft 
für Umwelttoxikologie und Kranken-
haushygiene mbH“ aus Wetzlar. Der 
Verfasser des Gutachtens war der o.a. 
Professor Eikmann, von Hause aus ein 
Krankenhaushygieniker! In einigen 
Anhörungsverfahren war er zugegen, 
ließ sich aber nie auf eine fachliche 
Diskussion ein  – warum auch? – seine 
Auftraggeber waren ja mit ihm sehr zu-
frieden. Herr Leyerle fasste alle Kritik 
am Gutachten M 11 mit einem einzigen 
Satz zusammen: „Das Humantoxiko-
logische Gutachten ist plausibel.“ Der 
Höhepunkt der Anhörungsveranstaltun-
gen wurde in Rangsdorf erreicht, Dabei 
konnten die Bürger nochmals „Dampf 
ablassen“, wovon diese auch reichlich 
Gebrauch machten, auch ich im Auftra-

ge des BVBB und unseres Vereins. Statt 
auf meine sachliche Kritik einzugehen, 
erkundigte sich die Tagungsleitung nach 
meinem wissenschaftlichen Hintergrund, 
wie mir später mitgeteilt wurde. Eine 
derartige Veranstaltung hatte ich noch nie 
erlebt. Nach der Mittagspause nahmen 
Security-Männer vor der Tagungsleitung 
Aufstellung!
Abschießend noch ein paar grundsätzli-
che Bemerkungen:
• Sperenberg als Standort wäre klar bes-
ser gewesen. Hier gab es bereits vier 
Start- und Landebahnen der sowjeti-
schen Luftstreitkräfte. Es wären deut-
lich weniger Anwohner betroffen gewe-
sen. Das hat überhaupt nichts mit dem 
„Sankt-Florian-Prinzip“ zu tun. Die An-
bindung über eine Magnetschwebebahn 
wäre möglich gewesen, wie das Beispiel 
Shanghai zeigt.
• Die Fixierung auf Lärm als Risikofak-
tor ist sicher richtig, weil Lärm bekann-
termaßen krank macht. Die Reihenfolge 
in der Krankheitsentwicklung ist folgen-
de: zuerst gestörte Befindlichkeit, da-
nach Beeinträchtigung, gefolgt von so-
matischen und letztendlich organischen 
Erkrankungen. Die Entwicklung ist 
natürlich – neben individuellen Schutz-
maßnahmen – von der Höhe und Dauer 
des Lärmpegels abhängig. Das setzt eine 
zuverlässige, repräsentative Messung der 
Lärmpegel voraus. Dazu ein Beispiel 
aus Müggelheim: Im Zeitraum 15.5.-
20.10.1995 wurden vom Umweltamt 
Köpenick Fluglärmessungen bei 1339 
Überflügen vorgenommen. Die Ergeb-
nisse lagen im Bereich von 50 bis 125, im 
Mittel etwa bei 75 dB(A). Da Geräusch-
pegel über 60 dB(A) bereits ein gesund-
heitliches Risiko darstellen, wurden die 
Ergebnisse natürlich angezweifelt. Eine 
erneute Messung wurde angekündigt. 
An diesem Tag soll kein Flugzeug über 
Müggelheim geflogen sein! Die Diskus-
sion und Klagen über einen geeigneten 
Lärmschutz dauern immer noch an.
• Zum „Humantoxikologischen Gutach-
ten“: Der Gutachter beschränkt sich in 
grob vereinfachender Weise auf  sieben! 
vom Auftraggeber vorgegebenen Schad-
stoffen. Letztere wurden über Messsta-
tionen auf dem Flughafengelände und 
dessen Umfeld z.T. sehr unvollständig 
ermittelt. Sie wurden – andere Parame-
ter standen ja nicht zur Verfügung – zu 
Leitparametern erklärt. Bei der Verbren-
nung von Kerosin werden aber über 200 
organische  Stoffe mit  spezifischen to-
xischen, cancerogenen und/oder repro-
duktionstoxischen Wirkungen emittiert. 
Für Cancerogene gibt es keine Dosis-
Wirkungs-Beziehung, auch für Allerge-
ne nicht. Angeführte Modellrechnungen 
sind z.T. fehlerhaft, gezogene Schluss-
folgerungen wissenschaftlich nicht nach-
vollziehbar. Wir haben das alles sorg-
fältig recherchiert und unsere Bedenken 
in unserer angeführten Stellungnahme 
(s.o.) detailliert mitgeteilt, leider vergeb-
lich. Die betroffene Bevölkerung und die 
Umwelt sind den chemischen Schadfak-
toren schutzlos ausgeliefert.
Unseren Verein HU haben wir nach 
dem unheilvollen Leipziger Gerichts-
beschluss aufgelöst. Wir haben in eh-
renamtlicher Tätigkeit unter hohem 
persönlichen Aufwand versucht, gesund-
heitliche Gefahren von den Menschen 
abzuwenden. Zu bedauern ist ein solcher 
Einsatz nicht, auch wenn unsere Gegen-
spieler in arroganter Weise ihre Macht 
genutzt haben. Man sollte immer so le-
ben/handeln, dass man morgens noch in 
den Spiegel schauen kann.

Dr. H.-J. Graubaum

Wichtige Erkenntnis 
vor der Wahl

Sehr geehrter Herr Hauke,
wir lesen jede Ausgabe Ihrer Zeitung und 
freuen uns seit Jahren über die wertvol-
len Informationen.
In der vergangenen Ausgabe hat sich 
Melanie Sellin als Kandidatin der Freien 
Wähler für die Landratswahl vorgestellt. 
Bis zur Lektüre des Beitrages von Frau 
Sellin wollten mein Mann und ich sie 
auch wählen. Aber sie stellt sich völlig 
unkritisch hinter die TESLA-Ansiedlung 
und bejubelt das alles. Sie verliert kein 
Wort über den Trinkwasserschutz, über 
die Schwarzbauten oder über die illegale 
Entsorgung der Chemieabfälle.
Uns Bürgern soll das Wasser rationiert 
werden, damit diese riesige Umweltsün-
de im Trinkwasserschutzgebiet genug 
davon hat. Es wird immer weiter gerodet. 
Und die Kandidatin der Freien Wähler 
findet das alles in Ordnung, ja freut sich 
sogar darüber??
Ich werde am 23. April zur Wahl gehen, 
aber Melanie Sellin wird meine Stimme 
nicht bekommen. Sie ist genauso TES-
LA-gesteuert wie die Kandidaten von 
CDU, SPD und Grüne. Gott sei Dank 
habe ich das noch vor der Landratswahl 
erfahren! Hildegard Kunert

„Nur die dümmsten 
Kälber...

...wählen ihre Metzger selber“, lautet ein 
alter Spruch, sehr geehrter Herr Hauke.
Facebook, Google (mit YouTube und 
gMail) und andere „soziale Netzwerke“ 
wurden groß, weil sie ihre Anschubfinan-
zierung von amerikanischen Geheim-
diensten wie CIA oder NSA (Snowden!) 
bekamen und bis heute für sie arbeiten. 
Das gilt übrigens auch für WhatsApp. 
Sie sind Werkzeuge der Geheimdienste, 
nichts weiter. Twitter hat für die Macht-
haber zensiert. Auch Amazon & Co. ar-
beiten eng mit den Spitzeln zusammen. 
Oder was glauben Sie, weshalb ihre 
Besitzer in kürzester Zeit Milliardäre ge-
worden sind? An der eher schlichten Ge-
schäftsidee wird es kaum gelegen haben. 
Für Geheimdienste kann es nicht besser 
laufen, wenn die Menschen ihre persön-
lichen Daten freiwillig dort abliefern 
(Facebook), offenbaren, wofür sie sich 
interessieren (Google, Wikipedia, Ama-
zon) und worüber sie sich austauschen 
(gMail, WhatsApp, Twitter). Das lassen 
sie sich gerne etwas kosten. „Alexa“ 
und „Siri“ haben ihre Augen und Ohren 
überall. Die Stasi – im Vergleich dazu ein 
Sonntagsschulverein! – hätte vor Begeis-
terung über solche Möglichkeiten Freu-
dentänze aufgeführt. Wer also seine eige-
ne Bespitzelung und Verfolgung  fördern 
möchte, sollte solche Netzwerke nutzen. 
Alle anderen unterlassen es besser und 
bevorzugen Alternativen (die es reichlich 
gibt). Trocknen wir Facebook, Amazon, 
Google und Co. doch einfach aus!
An Dummheit kaum zu übertreffen ist 
das „Argument“, man hätte schließlich 
nichts zu verbergen und würde sich an 
Recht und Gesetz halten. Wie schnell 
sich das alles ändern kann, haben wir 
während der „Pandemie“ als (kleinen!) 
Vorgeschmack erlebt: Einen Gast zu viel 
zur Geburtstagsfeier gehabt? Die Sperr-
stunde missachtet oder heimlich zum 
Untergrund-Friseur gegangen? Ohne 
Maske im Wald spazieren gewesen, al-
lein auf der Parkbank ein Buch gelesen? 
Womöglich keine Lust auf die gefähr-

liche, experimentelle Gentherapie na-
mens „Impfung“ gehabt? Im Netz nach 
medizinischen Fakten gesucht oder nach 
einem Arzt, der eine Maskenbefreiung 
ausstellt? Was gestern noch ganz nor-
mal und rechtens war, erwies sich über 
Nacht als strafbar und „staatsfeindlich“. 
Plötzlich konnte man für ganz normales 
Verhalten als Verbrecher bestraft werden. 
Und das kann jederzeit wieder passieren! 
Denken Sie nur einmal an den ganzen 
Klimabetrug! Haben Sie „dem Weltkli-
ma geschadet“ (Fleisch gekauft, Auto 
gefahren oder die Heizung eingeschaltet, 
um nicht zu erfrieren)? Haben Sie ohne 
Antrag Ihre „15-Minuten-Stadt“ verlas-
sen? Waren Sie gar im Urlaub? Das und 
vieles mehr wird in naher Zukunft ord-
nungswidrig, womöglich strafbar sein. 
Wohl dem, der keine allzu breiten Daten-
spuren hinterlässt!
Zahlen Sie immer und überall mit Kar-
te oder Smartphone statt in bar? Bravo! 
Viel besser kann man Sie nicht verfol-
gen – und ausbremsen. Beim Kanadi-
schen Trucker-Aufstand vor einem Jahr 
hat das Trudeau-Regime einfach die 
Bankkonten der Demonstranten sperren 
lassen, und obendrein die Konten aller, 
die ihnen eine kleine Spende überwiesen 
hatten. Das Regime handelte gesetzwid-
rig, wie ein Gericht später entschied. Ein 
schwacher Trost für all diejenigen, die 
deshalb z.B. ihre Wohnung verloren ha-
ben, weil sie die Miete nicht mehr zahlen 
oder den Kredit nicht bedienen konnten. 
Bei konsequenter Bargeldnutzung hätte 
der kriminelle Diktator Trudeau keine 
Chance gehabt. Die Kanadier haben sich 
ihm freiwillig ausgeliefert – und er hat 
es eiskalt genutzt, um ihre Freiheit zu 
beenden. Wollen Sie auch völlig hilflos 
dastehen? Nur zu, mit dem kommenden 
„digitalen Zentralbankgeld“ können Sie 
Ihrer eigenen Freiheit ein schnelles Grab 
schaufeln. Sie werden nicht einmal mehr 
eine Fahrkarte zur nächsten Demo kau-
fen können, falls Sie es sich später anders 
überlegen. Wer sich einmal auf diesen 
gefährlichen Weg begeben hat, sitzt in 
der Falle und kommt nicht mehr heraus. 
Barzahlung sieht zwar altmodisch aus, 
ist aber der höchst moderne Weg, die ei-
gene Freiheit zu verteidigen, statt sie als 
blökendes Digital-Schaf wegzuwerfen. 
Oder was meinen Sie, weshalb in Brüssel 
und anderswo so fieberhaft an der Bar-
geldabschaffung gearbeitet wird (aktuell 
sinkt die legale Barzahlungsgrenze von 
– bereits dürftigen – 10.000 auf 7.000 
Euro, Hardliner wollten gar nur 3.000 
Euro)? Sollte man wirklich dabei helfen?
Die kommende Diktatur – und das gilt 
immer und überall – kann nur funktio-
nieren, wenn viele mitmachen. Je mehr 
sich verweigern, desto schwieriger wird 
es für die Machthaber! Mit friedlicher 
Verweigerung der Vielen ist Indien un-
ter Gandhi sogar die Britischen Kolo-
nialherren losgeworden: Allgemeine 
Verweigerung machte sie völlig hilflos, 
am Ende zogen sie kläglich ab. Unser 
Grundgesetz ist unser einziger Schutz 
gegen machtbesoffene, skrupellose und 
inkompetente Politiker, wir müssen es 
selbst verteidigen. Das Merkel‘sche Ver-
fassungsgericht wird es nicht tun, genau 
wie das Staatsfernsehen nicht plötzlich 
die Wahrheit sagen wird! Wer auf die 
geheimdienstverseuchten Netzwerke 
und digitales Bezahlen verzichtet, leis-
tet einen aktiven Beitrag zur Bewahrung 
der eigenen und unser aller Freiheit! Ein 
wahrlich geringer Aufwand mit riesiger 
Wirkung, finden Sie nicht?
Bleiben Sie bei Verstand,
 Dr. H. Demanowski
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Von Michael Hauke
Gutwillig könnte man sagen, sie lagen 

in den vergangenen drei Jahren bei al-
lem falsch: die Regierung, große Teile 
der Opposition, „die Wissenschaft“, die 
Medien.

Realistisch muss man erkennen, dass 
sie die Menschen von vorn bis hinten 
belogen haben: Bei der Gefährlichkeit 
des Virus‘, bei den Belegungszahlen der 
Krankenhäuser und Intensivstationen, 
bei den entwürdigenden und zerstöreri-
schen Maßnahmen, angefangen von der 
Maskenpflicht bis zur Ausgangssperre, 
von Kontaktverboten bis zu Endlos-
Lockdowns. Alles basierte auf Lügen. 
Alles war leicht nachprüfbar, und zwar 
nicht erst jetzt, sondern immer sofort; 
für jeden Politiker, erst recht für jeden 
Journalisten. Aber sie hörten einfach 
nicht auf. Zusammen trieben sie die 
Menschen mit den Lügen von der Si-
cherheit sowie Wirksamkeit der Imp-
fung und mit unfassbarer Repression in 
die Nadel. Sehr früh gab es sogenannte 
Impfdurchbrüche und schwerste Impf-
schäden. In völlig durchgeimpften Al-
tersheimen steckten sie sich gegensei-
tig an, bekamen schwere Verläufe und 
starben. Offiziell natürlich an Corona. 
Welchen Einfluss die Impfung hatte, 
blieb im Dunkeln. Geschützt hat sie je-
denfalls nicht. Gab es jemals eine Imp-
fung, bei der sich die Geimpften gegen-
seitig ansteckten? Das Narrativ wurde 
beibehalten und verstärkt, je lauter der 
Widerspruch wurde. Er kam von Men-
schen, die noch halbwegs bei Verstand 
geblieben waren. Sie wurden nicht nur 
grundgesetzwidrig  ausgestoßen, son-
dern auch auf das Übelste beleidigt, dis-
kriminiert, außerhalb der Gesellschaft 
gestellt. Was hier passierte, ist ein un-
verzeihliches Verbrechen innerhalb ei-
nes riesengroßen Verbrechens.

Obwohl Spahn und Merkel es wuss-
ten, obwohl die Ministerpräsidenten 
es wussten und obwohl die Medien es 
wissen mussten; sie alle logen weiter – 
und viele völlig verängstigte Menschen 
glaubten es – und glauben die Lügen-
geschichten von Lauterbach, Nonnema-
cher und all den anderen bis heute.

Die Bundesregierung bestellt übrigens 
weiter Impfstoffe. Immer noch! Obwohl 
die Lager mit 116,4 Millionen Impfdo-
sen randvoll sind, erwartet die Regie-
rung die Lieferung von weiteren 110,6 
Millionen Ampullen. Das geht aus der 
Antwort der Bundesregierung auf die 
Anfrage des AfD-Abgeordneten Tho-
mas Dietz hervor.

Man mag es nicht glauben: noch im-
mer lassen sich 150.000 Menschen pro 
Monat gegen Corona impfen. Da die 
ersten fünf oder sechs Impfungen nicht 
geholfen haben, und sie immer wieder 
Covid bekamen, gibt es inzwischen ei-
nen beträchtlichen Teil von Menschen 
in unserem Land, der sechs- oder sie-

benfach geimpft ist. Vielleicht erwar-
tet den ersten zehnfach Geimpften das 
Bundesverdienstkreuz. Oder ist es wie-
der nur eine Bratwurst?

Aber selbst wenn man sich darüber 
an den Kopf fassen mag, dass so viele 
Impfsüchtige immer noch Monat für 
Monat zur mRNA-Injektion trotten, so 
reichen die Vorräte trotzdem bis ins Jahr 
2149. Die Bundesregierung hat Corona-
Impfstoffe für die nächsten 126 Jahre 
auf Lager – im Wert von mehr als fünf 
Milliarden Euro! Was könnte man dafür 
alles Gutes tun! Wie hätte man Straßen, 
Schulen und das Gesundheitswesen sa-
nieren können, wenn man nicht Hunder-
te Milliarden Euro in sinnlose Masken, 
manipulative Tests und wirkungslose, 
schädliche Impfstoffe gesteckt hätte!

Aber ein Interesse an der Sanierung 
unseres Landes besteht bei den Macht-
habern nicht im Geringsten. Sie kon-
zentrieren sich ganz auf die Zerstörung 
Deutschlands.

Während alles maroder wird, zuse-
hends verfällt und die Pflegekräfte mit 
einem Taschengeld abgespeist werden, 
steigern sich die Gewinne der Pharma-
industrie ins Unermessliche. Wer hier 
auf die Idee kommt, dass die Politiker, 
die das ermöglichen, doch allesamt kor-
rupt sein müssten, der macht sich der 
Delegitimierung des Staates schuldig. 
Strafbar macht sich in diesem Land nur 
einer: der Bürger, der noch in der Lage 
ist, die einfachsten Zusammenhänge zu 
erkennen – der der unaufhörlichen Ge-
hirnwäsche von ARD, ZDF und all den 
Zentralorganen entkommen ist.

Man muss sich das Konglomerat der 
ganzen Corona- und Impflügen immer 
wieder vor Augen führen, um das Sys-
tem der Propaganda zu verstehen. Denn 
sie hören nicht auf!

Deutschland zerstört als einziges Land 
der Welt seine Energieversorgung, ver-
bietet seinen Bürgern die Heizung, das 
Auto, am Ende sogar das Eigenheim. 
Wer sich das Gebäude-Energie-Gesetz 
näher anschaut, der erkennt, dass wir 
mittendrin sind in einer grünen Dikta-
tur. Sie wird am Ende jeden treffen, ob 
Pendler, ob Hausbesitzer oder Mieter 
– auf neudeutsch: jeden Fahrenden und 
jeden Wohnenden. Man sollte sich kei-
nen Illusionen hingeben über eine spür-
bare Form von Opposition. Von CDU/
CSU kommt nur dann Widerspruch, 
wenn es nicht schnell genug vorangeht 
mit der Zerstörung unseres Landes.

Darf man höflich fragen, wo die gan-
ze elektrische Energie herkommen soll, 
mit der in Zukunft alles, wirklich alles, 
betrieben werden soll? Kernkraft, Gas, 
Öl und Kohle gibt es dann nicht mehr.

Die haarsträubenden Lügen der Ener-
giewende könnte wirklich jeder erken-
nen. Aber wir befinden uns in den Fän-
gen einer totalitären grünen Ideologie 
und Idiotie (vgl. Ausgabe 07/23 vom 
29.03.2023). Ist ein Entkommen über-
haupt noch möglich? Die Vorstellung 
fällt schwer. Der Zug fährt schon viel 
zu schnell. Alle Haltesignale haben wir 
hinter uns gelassen – die schwarz-rot-
goldene Lok hat Höchstgeschwindig-
keit aufgenommen und nur ein Ziel: den 
Abgrund.

Aber Wärmepumpe klingt doch so 
nett. Damit retten wir das Klima! Wer 
will denn bei so ehrenwerten Zielen 
außen vorstehen? Wir haben doch 
schon Oma und Opa gerettet, indem 
wir den Enkeln verboten haben, sie zu 

Die Klima-Diktatur zerstört unser Land
besuchen. Und das ganze Land auch: 
Schließlich haben wir Spiel- und Sport-
plätze gesperrt und auch auf der Straße 
immer artig Maske getragen. Natürlich 
retten wir jetzt auch die gesamte Erde. 
Wir wissen ja, wie es geht.

Mit dem Verbot der konventionel-
len Heizung gehen aufwendigste Sa-
nierungsmaßnahmen einher. Fassade, 
Dach, alles muss getauscht werden, da-
mit sich die von der Wärmepumpe er-
zeugte Temperatur überhaupt im Haus 
halten kann. „Deutschland wird effizi-
ent“, heißt das fatale Programm der Re-
gierung verniedlichend.

Die Heizkörper kommen auf den 
Schrott; in nahezu allen Fällen benöti-
gen die Häuser eine Fußbodenheizung – 
die Vorlauftemperatur reicht sonst nicht 
für eine warme Stube. Also: Dach und 
Fassade runter, Dämmung rein, Heiz-
körper und Fußboden raus, Wärmepum-
pe und Fußbodenheizung rein. Freuen 
Sie sich auch schon auf ihre ganze per-
sönliche Klimarettung?

Ein normales Einfamilienhaus wird 
man nur mit Aufwendungen in Höhe 
von 150.000 bis 280.000 Euro auf diesen 
Standard bringen können – Stand jetzt. 
Bei der politisch gesteigerten  Nachfra-
ge werden sich die Preise dramatisch 
entwickeln. Und wo sollen eigentlich 
all die Handwerker herkommen, die die 
Häuser halb abreißen, um sie dann kli-
maneutral wieder aufzubauen? Richtig: 
Wir brauchen Zuwanderung! All die 
Millionen Fachkräfte, die seit 2015 zu 
uns gekommen sind, reichen nicht aus. 
Wir brauchen immer mehr. 

Und bitte nicht vergessen: Es wird für 
all die Wärmepumpen und Elektroautos 
keinen Strom geben. Dafür reicht es 
heute schon nicht, und wenn es soweit 
ist, haben wir alle  bösen Energieerzeu-
ger längst abgeschafft. So viel Wald für 
Windkraftanlagen und Solarparks kann 
man gar nicht abholzen, um jede Hei-
zung und jedes Auto elektrisch betrei-
ben zu lassen. Und Waschmaschinen 
und Handys laufen ja auch nicht durch 
Mund-zu-Mund-Beatmung. Wer glaubt, 
dass das gutgehen kann, der glaubt auch 
an die Lügen vom überlasteten Gesund-
heitssystem während der Coronazeit 
und die Lüge von der nebenwirkungs-
freien Impfung.

Das Gebäude-Energie-Gesetz besagt, 
dass 65% der Energie aus „Erneuerba-
ren“ stammen muss. Bei der Heizung 
bleibt also nur die Wärmepumpe. Am 
Verbot von Öfen und Kaminen sind die 
Grünen und ihre willfährigen ideologi-

schen Helfer in den anderen Parteien ja 
schon länger dran. Lebensgefahr durch 
Feinstaub! Wenn schon, denn schon.

Dieses Gesetz ist nichts anderes als 
die Enteignung eines großen Teils der 
Eigenheimbesitzer. Denn selbst wenn 
man der Regierung treu folgen will 
und sein Haus „klimaneutral“ machen 
möchte und dafür einen gigantischen 
Betrag in die Hand nimmt, der in vielen 
Fällen die ursprünglichen Herstellungs-
kosten des Hauses übersteigen wird: 
woher soll das Geld kommen?

Junge Familien müssen ihren Kredit 
noch lange abbezahlen und ältere Leute 
bekommen keinen mehr. Die Auswir-
kungen dieses Gesetzes kann man gar 
nicht drastisch genug darstellen. Was 
SPD, Grüne und FDP hier mutwillig 
anrichten, wird zu einem fürchterlichen 
Desaster und zu vielen menschlichen 
Tragödien führen. Spätestens an dieser 
Stelle muss man sich von dem Gedan-
ken verabschieden, dass die Regierung 
das Wohl der Menschen im Sinn hat. 
Welches Wohl sie auch immer im Sinn 
hat, das des Volkes ist es nicht.

Nachdem durch die Corona-Maßnah-
men erst die lokale Wirtschaft zerstört 
wurde, dann durch die Russland-Sank-
tionen und die Energiewende die Indus-
trie ruiniert und aus dem Land getrie-
ben wird, trifft es im nächsten Schritt 
die privaten Haushalte. Nicht nur, dass 
Stromrationierungen kommen werden, 
die Häuser werden wertlos! Wer kauft 
denn noch einen Sanierungsfall? Der 
Markt für den Neubau von Ein- und 
Mehrfamilienhäuser ist in den letzten 
Wochen bereits kollabiert. 

Was wir hier erleben, ist der Versuch 
der restlosen Zerstörung unseres Lan-
des, flankiert durch die Zerstörung der 
deutsch*innen Sprache und durch unbe-
grenzte Zuwanderung in unsere Sozial-
systeme und in unsere Kultur. Als Thilo 
Sarrazin einst sein Buch „Deutschland 
schafft sich ab“ schrieb, ging es „nur“ 
um massenhafte muslimische Einwan-
derung, die seitdem nochmals explo-
diert ist. Inzwischen steht dieses einst so 
erfolgreiche, funktionierende Land von 
so vielen Seiten unter Beschuss, dass es 
in Windeseile abgewickelt werden wird. 

Es gibt nicht wenige, die kommen sich 
vor wie Fremde im eigenen Land, wenn 
sie nur vor die Haustür treten. Manch-
mal wünschte ich mir, ich wäre tatsäch-
lich ein Fremder. Dann könnte ich die 
Rolle des unbeteiligten Zuschauers bei 
diesem weltweit einzigartigen Schau-
spiel vielleicht sogar genießen.

Stoppen wir die Gehirnwäsche!
Seit Jahren gleichen die Berichte in 

den Medien einer Gehirnwäsche. Wer 
nicht mitmacht, wird zum Verschwö-
rungstheoretiker oder Nazi abgestem-
pelt. Egal ob Massenzuwanderung, 
Klima, Corona oder Ukraine – es darf 
nur noch eine Meinung geben. Die Zei-
tungen des Hauke-Verlages setzen ein 
spürbares Gegengewicht. Sie stehen für 
Diskurs und gegen Denkverbote. 

Pro Ausgabe greifen mehr als 30.000 
Menschen zu unseren Zeitungen. Sie 
werden weitergegeben, vielfach auch 
innerhalb des gesamten deutschen 
Sprachraums verschickt. Die Zahl der 
wirklichen Leser liegt offensichtlich 
deutlich höher. 

Unsere Leser haben uns mit großer 

Unterstützung bis hierher gebracht. 
Vielen Dank dafür! Bitte unterstützen 
Sie uns weiter. Wenn Sie eine der weni-
gen Gegenstimmen erhalten möchten, 
dann freuen wir uns über Ihre Zuwen-
dung. 

Sie haben dazu zwei Möglichkeiten:

• Per Überweisung auf unser Konto 
bei der VR Bank Fürstenwalde: 

DE60 1709 2404 0000 0896 64 
(Inhaber: Michael Hauke Verlag e.K.)

• Per PayPal: Klicken Sie dazu bitte 
auf den „Lieb&Teuer“-Button auf unse-
rer Webseite www.hauke-verlag.de

Vielen Dank! Ihr Michael Hauke
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